
 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Antrag des Vereins "PaNaMa - das Familienzentrum in Bremervörde e. V." auf Anerkennung als 
Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII 
 
 
Sachverhalt: 
 
PaNaMa – das Familienzentrum in Bremervörde e.V.“ beantragt die Anerkennung als Träger 
der freien Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII. Der Verein wurde bereits 2010 gegründet und hat 
seinen Sitz in 27432 Bremervörde. Beim Amtsgericht Tostedt ist der Verein unter der Nr. VR 
200444 in das Vereinsregister eingetragen.  
 
„PaNaMa – das Familienzentrum in Bremervörde e. V.“ richtet sich mit seinen Angeboten an 
Schwangere, werdende Mütter und Väter, junge Eltern, Alleinerziehende, Patchwork – Familien 
und alle Sorgeberechtigten von Babys und Kleinkindern. Seit 2010 werden Gruppen für 
verschiedene Altersstufen und deren Eltern angeboten sowie Beratungsangebote integriert. 
Dadurch soll zum einen Raum für den ungezwungenen Austausch von Eltern untereinander 
geschaffen werden, zum anderen Alltagshilfe und Beratung angeboten werden. Dabei handelt 
es sich um Angebote im Bereich der Jugendhilfe. Zudem ist der Verein seit Anfang 2018 
regionales Kompetenzzentrum Frühe Hilfen für den Bereich Nord im Landkreis Rotenburg 
(Wümme). Aufgabe des Kompetenzzentrums ist es, weitere niedrigschwellige Angebote im 
nördlichen Landkreis Rotenburg (W.) zu etablieren und zu koordinieren. Für die Akquise 
weiterer finanzieller Mittel ist die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe oftmals 
Voraussetzung. 
 
„Nach § 75 Abs. 1 und Abs. 2 SGB VIII können als Träger der freien Jugendhilfe juristische 
Personen und Personenvereinigungen anerkannt werden, wenn sie 

1. auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne des § 1 tätig sind, 
2. gemeinnützige Ziele verfolgen, 
3. aufgrund der fachlichen und personellen Voraussetzungen erwarten lassen, dass sie 

einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben zu leisten imstande sind, 
und 

4. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten. 
Einen Anspruch auf Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe hat unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1, wer auf dem Gebiet der Jugendhilfe mindestens drei Jahre 
tätig gewesen ist. 
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„PaNaMa – das Familienzentrum Bremervörde e. V.“ hat die in § 75 SGB VIII genannten 
Kriterien erfüllt. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

„PaNaMa – das Familienzentrum Bremervörde e. V.“ wird als Träger der 
freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII anerkannt. 

 
 
In Vertretung 
 
 
 
(Colshorn) 
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Bezeichnung: 
 
Einrichtung eines Beratungszentrums für soziale und emotionale Entwicklung (RBZ); hier: 
"Vereinbarung zwischen der Niedersächsischen Landesschulbehörde Lüneburg, Regional-
abteilung Lüneburg, Außenstelle Rotenburg und dem Landkreis Rotenburg (Wümme) als 
örtlichem Träger der öffentlichen Jugendhilfe“ 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 20.12.2017 die Einrichtung eines Beratungszentrums für 
soziale und emotionale Entwicklung im Landkreis Rotenburg (Wümme) beschlossen. 
 
In der Anlage 1 ist der gemeinsam mit der Niedersächsischen Landesschulbehörde entwickelte 
und abschließend abgestimmte Entwurf der mit der Einrichtung des Beratungszentrums 
verbundenen Vereinbarung inklusive Konzept und weiterer Anlagen beigefügt. 
Im Frühjahr und im Herbst hat jeweils eine interfraktionelle Arbeitsgruppe stattgefunden, in 
denen im Wesentlichen der Entwurf der Vereinbarung zzgl. der Inhalte der beigefügten Anlagen 
vorgestellt wurden. Ergänzend dazu wurden die zukünftigen finanziellen Auswirkungen der 
Vereinbarung thematisiert, die sich wie folgt darstellen: 
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Land Niedersachsen
Niedersächsische
 Landesschulbehörde

Landkreis
Rotenburg (Wümme)

x

x

Personalkosten für die Fach-
kräfte der Jugendhilfe (3 x 0,5 

sozialpädagogische Fachkräfte)

Personalkosten für die Förderschul-
lehrkräfte (nach Vereinbarung Stundenanteile 

für 3 Vollzeitlehrkräfte - derzeit zugesagt 54 
Lehrerstunden =  ca. 2 Vollzeitlehrkräfte für das 

RBZ und die Robus-Tätigkeit)

Sachkosten (Räumlichkeiten, Büros,
Materialien)

Fahrtkosten Fachkräfte der
Jugendhilfe

ggf. Kosten aus 
Interventionsmaßnahmen x

RBZ - Kostenfaktoren und Kostenübernahme

x
x

x

Fahrtkosten der Förderschul-
lehrkräfte

Fort- und Weiterbildung, Supervision, 
Teilnahme an Fachtagen etc.

fachspezifisch für das RBZ

Die Kosten übernimmt …

x

 
 
Entsprechend der Beschlussfassung des Kreistages sollen drei Standorte mit jeweils einem 
Tandem bestehend aus einer Förderschullehrkraft und einer sozialpädagogischen Fachkraft 
des Landkreises eingerichtet werden. Die Personalkosten für die vom Kreistag in seiner Sitzung 
im Dezember 2017 zur Verfügung gestellten 1,5 Stellen des Landkreises wurden bereits in den 
Haushaltsplanentwurf 2019 eingestellt, die übrigen Aufwendungen sind noch nicht enthalten. 
Das Beratungszentrum soll seine Arbeit zu Beginn des Schuljahres 2019/2020 aufnehmen. Es 
werden nach einer ersten groben Schätzung für die weiteren in der Tabelle genannten 
Positionen Haushaltsmittel über den Planansatz hinaus (zzgl. derzeit nicht kalkulierbarer 
Mietkosten) von ca. 70.000 € für einen Betrieb des RBZ ab 01.07.2019 bis 31.12.2019 benötigt. 
Darin enthalten sind u. a. für die Erstausstattung aller Arbeitsplätze inkl. IT 57.000 €, 
Fahrtkosten 4.500 €, Fort- und Weiterbildung/Supervision 6.500 €.  
 
Bezüglich der personellen Ausstattung wird gemäß § 2 Abs. 3 des Entwurfs der Vereinbarung 
das Verhältnis Förderschullehrkräfte zu sozialen Fachkräften von 1:1 im RBZ festgeschrieben, 
um die Arbeit im Tandem bei den gemeinsamen Aufgaben zu ermöglichen. Ergänzend ist 
klarstellend darauf hinzuweisen, dass die Niedersächsische Landesschulbehörde nach den 
derzeitigen Planungen beabsichtigt, im RBZ sämtliche bisherigen Aufgaben des Beratungs- und 
Unterstützungssystems für den Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung im 
Landkreis Rotenburg (Wümme) – ROBUS – aufgehen zu lassen. Insofern wird sich im 
praktischen Betrieb voraussichtlich ein Verhältnis von Förderschullehrkräften zu sozialen 
Fachkräften von 2:1 darstellen. 
 
Die Nds. Landesschulbehörde, Außenstelle Rotenburg (Wümme) hat kurz vor Versand der 
Beratungsunterlagen mitgeteilt, dass vor dem Hintergrund der Ergebnisse des 
Landesrechnungshofes in 2018 zur Prüfung der inklusiven Schule in Niedersachsen der 
Abschluss einer Vereinbarung zum RBZ zum jetzigen Zeitpunkt nicht erfolgen kann. Das Nds. 
Kultusministerium wolle die weitere Erörterung des Berichtes des Landesrechnungshofes 
abwarten und sähe sich von daher derzeit nicht in der Lage, der Niedersächsischen 
Landesschulbehörde die Zustimmung zur Unterzeichnung der Vereinbarung zu erteilen. Hier 
seien die Ergebnisse einer diesbezüglich eingerichteten Arbeitsgruppe und ggf. daraus 
folgende Entscheidungen des Kultusministeriums abzuwarten. 
Vor diesem Hintergrund wird von einer Beschlussfassung des Jugendhilfeausschusses und 
Vorlage des Vereinbarungsentwurfes im nächsten Kreisausschuss und Kreistag zunächst 
abgesehen. Die finanziellen Mittel sollen vorsorglich in den Haushalt 2019 eingestellt werden, 
ca. 10.000 € entfallen hier auf den Teilergebnisplan des Jugendamtes.  
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Im Jugendhilfeausschuss wird zu dem Thema regelmäßig berichtet. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der in der Anlage beigefügten Vereinbarung zur Einrichtung des 
Rotenburger Beratungszentrums für soziale und emotionale 
Entwicklung – RBZ – inklusive der Anlagen wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
2. Es werden im Haushaltsplan 2019 des Jugendamtes über den 

Planansatz hinaus zusätzlich 10.000 € für das RBZ zur Verfügung 
gestellt. 

 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
(Colshorn) 



Der Landkreis Rotenburg (Wümme) 
als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

– im Folgenden „Jugendhilfe“ genannt – 
 

und 
 

die Niedersächsische Landesschulbehörde, Regionalabteilung Lüneburg, 
Außenstelle Rotenburg 

 
schließen zur Umsetzung des 

„Rotenburger Beratungszentrums für emotionale und soziale Entwicklung“ 
- im Folgenden „RBZ“ genannt – 

folgende Vereinbarung 
 

 
 

§ 1 Ziele 
 
Die inklusive Schule wurde ausreichend befähigt, Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten in der sozial-emotionalen Entwicklung adäquat aufzufangen, zu unterstützen 
oder in die geeigneten/vorhandenen Unterstützungssysteme zu vermitteln und damit einen 
Verbleib der Kinder und Jugendlichen in der Schule zu sichern.  
 
Schule und Jugendhilfe haben eine zielgerichtete und nachhaltige Kooperationsstruktur 
entwickelt und im Umgang miteinander verstetigt. 
 
 

§ 2 Gegenstand 
 
(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) und die Niedersächsische Landesschulbehörde 
vereinbaren eine verbindliche Kooperation (siehe Anlage 1, Konzept RBZ) zur gemeinsamen 
Unterstützung von Schulen, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern bei der Bewältigung 
von im schulischen Kontext auftretenden Problemlagen   

• schulpflichtiger Kinder und Jugendlicher oder, im begründeten Einzelfall, von Kindern, 
die sich im letzten Kindergartenjahr befinden, welche 

• langanhaltend sozial-emotionale Auffälligkeiten zeigen und eine Situation herbeiführen, 
in der sie selbst, ihre Eltern und / oder ihre Lehrkräfte sowie pädagogischen Fachkräfte 
einer Beratung bedürfen. 

 
Ratsuchenden wird Beratung und ggf. Intervention angeboten.  
 
(2) Daneben werden von den Kooperationspartnern Präventionsstrategien sowie 
Fortbildungsbausteine entwickelt und umgesetzt. 
 
(3) Im Landkreis Rotenburg (Wümme) werden für die Umsetzung der in den Absätzen 1 und 
2 genannten Aufgaben drei Regionalteams eingerichtet. 
 
Die Regionalteams bestehen aus Förderschullehrkräften der Niedersächsischen 
Landesschulbehörde und sozialen Fachkräften der Jugendhilfe. Der von den 
Vertragspartnern eingebrachte personelle Anteil von Förderschullehrkräften zu sozialen 
Fachkräften beträgt pro Team 1:1. Das Beratungs- und Unterstützungssystem ROBUS für 
den Förderschwerpunkt Emotionale und Soziale Entwicklung im Landkreis Rotenburg 
(Wümme) der Niedersächsischen Landesschulbehörde wird im RBZ aufgehen; insofern wird 
sich der personelle Anteil von Förderschullehrkräften zu sozialen Fachkräften auf 2:1 
erhöhen. 

Anlage zu TOP 6



 
Die Förderschullehrkräfte erhalten eine Beauftragung für die Arbeit im Mobilen Dienst für den 
Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung durch die Niedersächsische 
Landesschulbehörde. Die sozialen Fachkräfte sind beim Landkreis Rotenburg (Wümme) als 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe beschäftigt.   
 
(4) Die Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 werden in enger Kooperation zwischen den 
Förderschullehrkräften und den sozialen Fachkräften der Jugendhilfe wahrgenommen. 
 
 

§ 3 Grundsätze der Zusammenarbeit 
 
(1) Vor Inanspruchnahme des RBZ durch die Lehrkräfte oder pädagogischen Fachkräfte 
sollen die Unterstützungsmöglichkeiten im System Schule in Anspruch genommen werden 
(siehe Anlage 2). 
 
Reichen die bestehenden Unterstützungssysteme aus Sicht der/des Ratsuchenden nicht aus 
und wird Kontakt zum RBZ aufgenommen, trifft das RBZ-Team nach einem ersten 
Informationsgespräch eine Einschätzung zur Zuständigkeit oder/und zur fachlichen 
Kompetenz, mit dem Anlass der Anfrage umzugehen. 
 
Nimmt ein/e Ratsuchende/r Kontakt zum RBZ auf, ist im Vorfeld das Einverständnis der 
Personensorgeberechtigen sowie altersentsprechend der betroffenen Schülerin oder des 
betroffenen Schülers einzuholen.  
Bei fehlendem Einverständnis hat die/der Ratsuchende die Möglichkeit, eine Beratung in 
anonymisierter Form zum weiteren Vorgehen in Anspruch zu nehmen. 
 
Besteht Einverständnis der Personensorgeberechtigten zur Beratung durch das RBZ 
entwickelt das jeweilige Beratungstandem zusammen mit allen Betroffenen, inklusive der/des 
Ratsuchenden, eine Strategie und legt dabei Ziele der Maßnahme, Dauer, Mittel und 
Verantwortlichkeiten fest. Dabei kann die Einbeziehung von Dritten aus fachlicher 
Perspektive in Betracht kommen, sofern die Personensorgeberechtigten  damit 
einverstanden sind.  
 
Da während des gesamten Prozesses die Fallverantwortung bei der anfragenden Person 
verbleibt, leitet diese auch notwendige weitere Schritte ein.  
 
Bei möglichem Bedarf an Intervention oder Unterstützung durch das Jugendamt wird 
grundsätzlich gem. der bestehenden Vereinbarungen zwischen dem Jugendamt und den 
Schulen zur Kooperation „Umsetzung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung“ 
(Anlage 3), „Kooperation bei erzieherischem Hilfebedarf und Eingliederungshilfeleistungen 
nach dem SGB VIII“ (Anlage 4) oder „Vereinbarung zur Förderung präventiver Aufgaben“ 
(Anlage 5) in der jeweils gültigen Fassung verfahren. 
 
(2) Das Beratungsteam des RBZ entwickelt gemeinsam Kriterien, die Lehrkräfte und 
pädagogische Fachkräfte im schulischen Alltag erkennen lassen, welche Schülerinnen und 
Schüler dem in § 2 Abs. 1 dieser Vereinbarung beschriebenen Personenkreis angehören. 
 
(3) Ein Tandem aus einer Lehrkraft des Mobilen Dienstes im Förderschwerpunkt Emotionale 
und Soziale Entwicklung und einer sozialpädagogischen Fachkraft der Jugendhilfe nimmt 
Aufgaben nach § 2 Abs. 1 und 2 der Vereinbarung wahr.  
 
(4) Die regionalen Beratungsteams des RBZ führen regelmäßig, einmal im Quartal, 
gemeinsame Dienstbesprechungen zum Zweck der Qualitätssicherung und 
Weiterentwicklung von Angeboten durch. 
 



(5) Das Beratungsteam des RBZ gibt Schulen Anregungen zur Entwicklung von Konzepten 
für Präventionsprojekte. 

 
 

§ 4 Strukturen der Zusammenarbeit 
 
(1) Die Aufgaben des Beratungsteams werden kollegial wahrgenommen. Fachliche Fragen 
und Meinungsverschiedenheiten werden unter den beteiligten Fachkräften geregelt. Dies gilt 
insbesondere für Entscheidungen in Einzelfällen.  
 
Die Koordination der Zusammenarbeit zwischen den Fachkräften liegt bei einer 
schulfachlichen Dezernentin oder einem schulfachlichen Dezernenten der 
Niedersächsischen Landesschulbehörde, Regionalabteilung Lüneburg und der Amtsleitung 
des Jugendamtes für den Landkreis Rotenburg (Wümme). 
 
(2) Die Begleitung des Gesamtprozesses erfolgt durch die bereits bestehende gemeinsame 
Arbeitsgruppe die sich aus den für die Region Rotenburg (Wümme) zuständigen 
schulfachlichen Dezernentinnen und Dezernenten, dem Dezernenten für schulische 
Sozialarbeit der Niedersächsischen Landesschulbehörde, Regionalabteilung Lüneburg sowie 
der Dezernatsleitung Jugend und Soziales, der Jugendamtsleitung, der Stabstelle 
Jugendhilfeplanung, der Leitung Soziale Dienste und der Leitung des Sachgebietes 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche als Vertreterinnen bzw. 
Vertretern des Landkreises Rotenburg (Wümme) zusammensetzt. 
Die Arbeitsgruppe trifft sich mindestens halbjährlich. 
 
 

§ 5 Finanzierung 
 
(1) Die anfallenden Personalkosten für die Förderschullehrkräfte im Rahmen der 

Kooperation trägt das Land Niedersachsen.  
 

(2) Die anfallenden Personalkosten für die Fachkräfte der Jugendhilfe übernimmt der 
Landkreis Rotenburg (Wümme). 

 
(3) Die Sachkosten werden durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) im Rahmen der zur 

Verfügung stehenden Haushaltsmittel übernommen. 
Die Reisekosten der Förderschullehrkräfte trägt die Niedersächsische 
Landesschulbehörde. 
 
 

§ 6 Weiterentwicklung des Beratungszentrums 
 
(1) Durch das Beraterteam wird jährlich eine Evaluation des Prozesses vorgenommen. Sich 
hieraus ergebende notwendige Veränderungen oder Erweiterungen des festgelegten 
Aufgabenbereiches bedürfen einer Ergänzung der Vereinbarung. 
 
 

§ 7 Vertragsdauer 
 
(1) Diese Kooperationsvereinbarung tritt nach vorheriger Unterzeichnung beider 

Vertragspartner zum 01.08.2019 für die Dauer von drei Jahren in Kraft. 
 
(2) Die Niedersächsische Landesschulbehörde sowie der Landkreis Rotenburg (Wümme) 

erhalten je eine Ausfertigung dieser Vereinbarung. 
 
 



 
Rotenburg (Wümme), den       
 
 
 
 
Für die Niedersächsische 
Landesschulbehörde 

 
 
 
 
 
Für den Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 
 
 

 

______________________________                   ______________________________ 
(     )                                                                   (Luttmann) 
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Das Leitbild des RBZ 
 

 
1. Unsere Tätigkeit ist ge-
kennzeichnet durch eine 

wertschätzende und neut-
rale Grundhaltung. Der 

Beratungsprozess erfolgt 
auf der Basis des syste-

misch-lösungsorientierten 
Ansatzes. 

 
 

2. Wir beraten Lehrkräfte, 
pädagogische Fachkräfte, 

Erziehungsberechtigte 
sowie Schülerinnen und 
Schüler in Kooperation 

mit allen Beteiligten. 

 
 
 

3. Wir achten besonders 
darauf, dass die Ratsu-
chenden Experten ihrer 

Belange bleiben. 

 
4. Wir stärken die inklusive 

Schule und unterstützen 
die schulische Teilhabe 
von Schülerinnen und 

Schülern mit Schwierigkei-
ten im Bereich der emoti-
onalen und sozialen Ent-

wicklung. 
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Anlage 1 Kooperationsvereinbarung RBZ 

1 
 

1. Einleitung 
 

Im Landkreis Rotenburg (Wümme) gibt es verstärkt Anfragen von Schulen nach Beratung 

und Unterstützung im Umgang mit Kindern und Jugendlichen, die im Alltag im Bereich der 

emotionalen und sozialen Entwicklung auffällig werden.  

Sowohl Schule als auch Jugendhilfe haben gleichermaßen den gesetzlichen Auftrag, Kinder 

und Jugendliche mit sozialen oder individuellen Benachteiligungen besonders zu fördern, um 

ihnen die notwendigen Bildungs- und Entwicklungschancen in ihrem sozialen Umfeld zu er-

möglichen.  

 
Das Beratungs- und Unterstützungssystem ROBUS der Niedersächsischen Landesschulbe-

hörde wurde als Mobiler Dienst für den Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwick-

lung 2003 im Landkreis Rotenburg (Wümme) eingerichtet. War der Dienst anfangs nur für 

Schülerinnen und Schüler in einer Grundschule zuständig, erweiterte sich in Folge seine Zu-

ständigkeit auf die Schulen der Sekundarstufe I. Heute gehört das Beratungs- und Unterstüt-

zungssystem ROBUS zum flächendeckend im Bereich der Regionalabteilung Lüneburg aus-

gebauten Mobilen Dienst der Niedersächsischen Landesschulbehörde für den Förder-

schwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung. Die Beratung durch ROBUS wird im Land-

kreis Rotenburg (Wümme) an den Grundschulen und weiterführenden Schulen angeboten 

und in Anspruch genommen. Arbeitsschwerpunkt ist die präventive Arbeit, mithin die Ver-

meidung der Feststellung eines Bedarfes an sonderpädagogischer Unterstützung durch frü-

he und intensive Beratungsangebote. 

 
Der Landkreis Rotenburg (Wümme) als Träger der örtlichen Jugendhilfe arbeitet seit Jahren 

mit der Niedersächsischen Landesschulbehörde und den örtlichen Schulen zusammen und 

es besteht ein regelmäßiger Austausch. Die Zusammenarbeit zwischen Schule und Jugend-

hilfe ist in drei gemeinsam erarbeiteten Vereinbarungen zwischen der Niedersächsischen 

Landesschulbehörde und dem Landkreis Rotenburg (Wümme) geregelt und intensiviert wor-

den. Bereits 2013 wurde eine Kooperationsvereinbarung zur Umsetzung des Schutzauftra-

ges bei Kindeswohlgefährdung getroffen. 2014 folgte eine Vereinbarung zur Kooperation bei 

erzieherischem Hilfebedarf und bei Eingliederungshilfeleistung nach SGB VIII. Eine dritte 

Vereinbarung zur Förderung präventiver Maßnahmen in Schulen wurde im Jahr 2016 ge-

schlossen. Beide Behörden führten gemeinsam Fortbildungen und Fachtage für Lehrkräfte 

und andere an Schulen tätige pädagogische Fachkräfte durch.  

 
Auch die Fachkräfte des Mobilen Dienstes ROBUS und die Fachkräfte aus dem Sozialen 

Dienst bzw. dem Sachgebiet Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugend-

liche des Jugendamtes des Landkreises Rotenburg (Wümme) stehen, über die Zusammen-

arbeit in Einzelfällen hinaus, im regelmäßigen Erfahrungsaustausch. 
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Die Kooperation zwischen der Niedersächsischen Landessschulbehörde und dem Landkreis 

Rotenburg (Wümme) wird in dem vorliegenden Konzept zu dem gemeinsamen Beratungs-

zentrum RBZ für zunächst drei Jahre weiterentwickelt. Durch die Zusammenarbeit des Bera-

tungs- und Unterstützungssystems ROBUS und der Jugendhilfe soll sonderpädagogische 

und sozialpädagogische Kompetenz im Interesse der Kinder und Jugendlichen gebündelt 

werden. Durch Beratung und Intervention soll das System Schule bei der Lösungsfindung 

unterstützt werden, um Kinder und Jugendliche, die in ihrem schulischen Umfeld als schwie-

rig und unangepasst wahrgenommen werden, adäquat aufzufangen oder in geeignete bzw. 

vorhandene Unterstützungssysteme zu vermitteln, um so deren Verbleib in der inklusiven 

Schule und deren Teilhabe an Unterricht, Bildung und Schulleben zu sichern.  

 
Entsprechend des in der Sitzung am 20.12.2017 gefassten Beschlusses des Kreistages des 

Landkreises Rotenburg (Wümme) wird der Aufbau des Beratungszentrums für emotionale 

und soziale Entwicklung RBZ von einer Kooperationsvereinbarung zwischen dem Landkreis 

Rotenburg (Wümme) als Träger der öffentlichen Jugendhilfe und der Niedersächsischen 

Landesschulbehörde, Regionalabteilung Lüneburg als zuständige Landesbehörde für die 

Schulen im Landkreis Rotenburg (Wümme) flankiert.  

 

2.  Die Arbeit des Beratungszentrum RBZ im Kontext der Inklusion 
 
Alle Schülerinnen und Schüler haben das gleiche Recht auf Teilhabe und Bildung.  

Dieses Recht greift das Niedersächsische Schulgesetz mit § 4 unter der Überschrift „Inklusi-

ve Schule“ auf: 

 
„(1) Die öffentlichen Schulen ermöglichen allen Schülerinnen und Schülern einen bar-
rierefreien und gleichberechtigten Zugang und sind damit inklusive Schulen. Welche 
Schulform die Schülerinnen und Schüler besuchen, entscheiden die Erziehungsbe-
rechtigten. (§ 59 Abs. 1 Satz 1). 
 
(2) In den öffentlichen Schulen werden Schülerinnen und Schüler mit und ohne Be-
hinderung gemeinsam erzogen und unterrichtet. Schülerinnen und Schüler, die we-
gen einer bestehenden oder drohenden Behinderung auf sonderpädagogische Unter-
stützung angewiesen sind, werden durch wirksame individuell angepasste Maßnah-
men unterstützt; die Leistungsanforderungen können von der besuchten Schule ab-
weichen. Ein Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung kann in den Förder-
schwerpunkten Lernen, emotionale und soziale Entwicklung, Sprache, geistige Ent-
wicklung, körperliche und motorische Entwicklung, Sehen und Hören festgestellt wer-
den.“ 1 
 

Inklusion bedeutet in diesem Sinne die umfassende und uneingeschränkte Teilhabe jedes 

Einzelnen am gesellschaftlichen Leben und schließt ausdrücklich das Recht auf Bildung ein. 

                                                
1 Niedersächsisches Schulgesetz (NSchG) in der Fassung vom 3. März 1998, zuletzt geändert durch Artikel 
15 des Gesetzes vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBl. S. 66), § 4 Inklusive Schule. 
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Die inklusive Schule unterstützt bestmöglich jede Schülerin und jeden Schüler mit ih-

ren/seinen individuellen Talenten, Begabungen sowie besonderen Bedarfen. Die inklusive 

Schule begreift Heterogenität als Grundlage und Chance schulischer Arbeit und Bildung. 

Keinem Kind wird in Niedersachsen der Zugang zu einer bestimmten Schule oder Schulform 

aufgrund einer Einschränkung oder Behinderung verwehrt. In Niedersachsen ist daher jede 

Schule eine inklusive Schule. 

 
Die Arbeit des Beratungszentrums RBZ soll die inklusive Schule unterstützen und stärken. 

Eine individuelle Beratung, Unterstützung und Begleitung Ratsuchender wird durch das vor-

liegende Konzept sichergestellt. Die Unterstützung erfolgt präventiv auf Grundlage systemi-

scher Beratung. Die Fachkräfte des Beratungszentrums RBZ stehen Ratsuchenden zur Ver-

fügung, um gemeinsam mit ihnen adäquate Maßnahmen und Lösungen zur Sicherung des 

Verbleibs in und zur Teilhabe von Schülerinnen und Schülern an der Schule zu entwickeln. 

Das niedrigschwellige, präventiv und inklusiv ausgerichtete Angebot für Lehrkräfte, pädago-

gische Fachkräfte, Erziehungsberechtigte, Schülerinnen und Schüler zielt auf eine Stärkung 

der Schule ab, damit Schülerinnen und Schülern mit Schwierigkeiten im sozial-emotionalen 

Bereich in der inklusiven Schule verbleiben sowie umfassend und uneingeschränkt am 

Schulleben teilhaben können. 

 

3.  Schulische Rahmenbedingungen im Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
Im Landkreis Rotenburg (Wümme) leben rund 166.620 Einwohner/innen (Stand 30.06.2017). 

Zum Landkreis gehören die Städte Rotenburg (Wümme), Bremervörde und Visselhövede, 

zwei Einheitsgemeinden sowie acht Samtgemeinden mit 52 Mitgliedsgemeinden. 
Zu prognostizieren ist bis zum Jahr 2020 ein insgesamt leichter Bevölkerungsanstieg. Durch 

die Ausweisung neuer Baugebiete in verschiedenen Verwaltungseinheiten ist von weiterem 

Zuwachs auszugehen.  

Die 63 allgemein bildenden Schulen im Landkreis Rotenburg (Wümme) inkl. vier Schulen in 

freier Trägerschaft (Stichtag 31.07.2018) werden von ca. 11.700 Schülerinnen und Schülern 

besucht. Insgesamt besuchen 88 % der Bevölkerung von 6-17 Jahren eine allgemein bilden-

de Schule (2018).  

Der Anteil von ausländischen Einwohnerinnen und Einwohnern unter 18 Jahren ist mit 6,3 % 

im Vergleich mit anderen Landkreisen in Niedersachsen relativ gering. 

Zur Versorgung im Primarbereich bestehen 36 Grundschulen, die über den ganzen Land-

kreis verteilt sind. Die einzelnen Schulen unterscheiden sich aufgrund ihrer Größe und ihres 

Einzugsgebietes. Im Sekundarbereich I befinden sich insgesamt zwei Hauptschulen, neun 

Oberschulen und zwei Realschulen in den Städten sowie den Mittelzentren. Im Landkreis 

befinden sich zudem zwei Integrierte Gesamtschulen und zwei Kooperative Gesamtschulen. 
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Die Gymnasien sind in Bremervörde, Rotenburg, Scheeßel, Sottrum und Zeven verortet. Es 

werden insgesamt rund 11.700 Schülerinnen und Schüler an allgemein bildenden und ca. 

6.000 Schülerinnen und Schülern an berufsbildenden Schulen unterrichtet (Stand 

30.06.2018). 

Im Landkreisgebiet sind zudem eine Förderschule mit dem Schwerpunkt Lernen, eine För-

derschule mit den Schwerpunkten Lernen und Sprache, eine Förderschule mit dem Schwer-

punkten Lernen und geistige Entwicklung, eine Förderschule mit dem Schwerpunkt geistige 

Entwicklung in freier Trägerschaft sowie eine Förderschule mit den Schwerpunkten emotio-

nale und soziale Entwicklung sowie geistige Entwicklung in freier Trägerschaft vorhanden. 

Hinzu kommt eine Tagesbildungsstätte in der Trägerschaft des Lebenshilfe Bremervör-

de/Zeven in Selsingen, in der Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt geistige 

Entwicklung ihre Schulpflicht absolvieren können. 

Eine staatliche Förderschule für Kinder und Jugendliche mit einem Bedarf an sonderpäda-

gogischer Unterstützung ausschließlich im Bereich der emotionalen und sozialen Entwick-

lung ist im Landkreis nicht vorhanden. Schülerinnen und Schüler, denen Hilfe gem. 

§ 35a SGB VIII oder für deren Erziehungsberechtigte Hilfe gem. §§ 27ff. SGB VIII gewährt 

wird und bei denen ein schulischer Förderbedarf im Bereich der emotionalen und sozialen 

Entwicklung vorliegt, können in der Kreisstadt in der Bernhard-Röper-Schule, Förderschule 

mit dem Schwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung, beschult werden. 

In den Förderschulen mit dem Schwerpunkt Lernen im Landkreis Rotenburg (Wümme) kön-

nen Schülerinnen und Schüler aufgenommen werden, die einen Bedarf an sonderpädagogi-

scher Unterstützung im Lernen sowie zugleich im Bereich der sozial-emotionalen Entwick-

lung haben. 

 

Im Landkreis Rotenburg wurden im Schuljahr 2017/2018 47 Schülerinnen und Schüler inklu-

siv mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung im Förderschwerpunkt emotionale und 

soziale Entwicklung im Bereich der Grundschulen unterrichtet. 66 Schülerinnen und Schüler 

sind es im Bereich der Sekundarstufe I. Davon ist bei 9 (GS) bzw. 14 (SEK I) Schülerinnen 

und Schülern zugleich ein Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung im Förderschwer-

punkt Lernen festgestellt worden. 

Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung erhalten in der 

Grundschule eine Förderung im Rahmen der sonderpädagogischen Grundversorgung, also 

der systembezogenen Bereitstellung von Förderschullehrerstunden. Im Bereich der Sekun-

darstufen I und II erhält die inklusive weiterführende Schule für eine Schülerin / einen Schü-

ler mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung zusätzlich je 3,5 Lehrerstunden. 
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4.  Die Arbeit des Beratungszentrum RBZ im Kontext von Schule  
 
4.1  Aktueller Stand und Entwicklung 
 
Innerhalb des Landkreises steigt die Zahl von Kindern und Jugendlichen mit Auffälligkeiten 

im Bereich der emotionalen und sozialen Entwicklung. Insbesondere die Schulen berichten 

von einem hohen Bedarf an Hilfe und Unterstützung bei der Beschulung von Schülerinnen 

und Schülern mit erheblichen Auffälligkeiten im Bereich der sozial-emotionalen Entwicklung. 

Diese Auffälligkeiten zeigen sind im Wesentlichen in 

• fehlender Gruppenfähigkeit, 

• mangelnder Regelakzeptanz, 

• massiven Unterrichtsstörungen, 

• Arbeits- und Leistungsverweigerung, 

• niedriger Frustrationstoleranz, 

• aggressivem oder autoaggressivem Verhalten, 

• regressivem Verhalten, 

• Kontaktschwierigkeiten, 

• Schulangst/Prüfungsangst, 

• unregelmäßigem Unterrichtsbesuch in Verbindung mit anderen Auffäl-

ligkeiten, 

• schwachen Leistungen trotz ausreichender Begabung, 

• Konfliktverhalten in der Klassengemeinschaft. 
 

Um dieser als zunehmend wahrgenommenen Problematik im schulischen Kontext zu begeg-

nen, hat der Kreistag des Landkreises Rotenburg in seiner Sitzung vom 20.12.2017 be-

schlossen, das Beratungszentrum RBZ, zunächst für drei Jahre befristet, aufzubauen.  

 
Das Beratungszentrum RBZ bündelt durch die Zusammensetzung des Teams aus Lehrkräf-

ten und sozialen Fachkräften die Kompetenzen aus sonderpädagogischer und sozialpäda-

gogischer Arbeit und bietet durch seine gezielt präventiv ausgerichtete Vorgehensweise ein 

niedrigschwelliges Angebot für Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte, Erziehungsberechtigte 

sowie Schülerinnen und Schüler im Umgang mit Schwierigkeiten in der emotionalen und so-

zialen Entwicklung.  

Die Beratung findet nach dem Grundsatz der systemischen Beratung statt. Im Beratungspro-

zess wird demnach Allparteilichkeit garantiert. Die Fachkräfte des Beratungszentrums RBZ 

bringen in ihr professionelles Handeln fundierte Beratungskompetenz sowie ihre sonderpä-

dagogische bzw. sozialpädagogische Expertise ein. Die präventive Arbeit sorgt überwiegend 

dafür, dass Ratsuchende neue Ressourcen bei sich sowie bei den anderen Beteiligten er-

kennen und durch unterschiedliche Interventionsmöglichkeiten Sicherheit in ihrem eigenen 
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Handeln gewinnen. Einer Eskalation wird entgegengewirkt. Die Lehrkräfte, pädagogischen 

Fachkräfte, Erziehungsberechtigten sowie die Schülerinnen und Schüler werden in ihrem 

eigenen Handeln gestärkt und entlastet. Ebenso erfolgt das Vermitteln an geeignete und 

vorhandene Unterstützungssysteme, um einen Verbleib in der Schule zu sichern.  

 
4.2  Zielgruppe und Ziele 
 
Das Beratungsangebot kann von Lehrkräften, pädagogischen Fachkräften, Erziehungsbe-

rechtigten sowie von Schülerinnen und Schülern der allgemein bildenden und berufsbilden-

den Schulen im Landkreis Rotenburg (Wümme) genutzt werden. Im begründeten Einzelfall 

können auch Kindertagesstätten sich bei Kindern mit erheblichen Auffälligkeiten im Bereich 

der sozial-emotionalen Entwicklung im letzten Kindergartenjahr an das Beratungsteam wen-

den. 

Durch die Beratung sollen sowohl die Schule als auch die Familien im Umgang mit Kindern 

und Jugendlichen, die in ihrem schulischen Umfeld als emotional und sozial schwierig und 

unangepasst wahrgenommen werden, möglichst präventiv dabei unterstützt werden, neue 

Wege zu finden und den Ratsuchenden bzw. allen Beteiligten Handlungsalternativen aufzu-

zeigen. Die Situation der Ratsuchenden wird durch die Suche nach nicht genutzten Res-

sourcen und einer in der Beratung erarbeiteten Kompetenzerweiterung im Umgang mit un-

erwünschten Verhaltensweisen verändert. Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte und Erzie-

hungsberechtigte sowie Schülerinnen und Schüler können durch Beratung, geplante Inter-

ventionen oder Fortbildungen ihr Handlungsrepertoire erweitern. Schülerinnen und Schüler 

werden gestärkt, um erfolgreicher in ihrem vertrauten Umfeld mitarbeiten zu können. Sie 

können sich selbst durch eine veränderte Sichtweise wieder als selbstwirksam wahrnehmen.  

Alle im schulischen Beratungsprozess beteiligten Personen werden angehalten, vorhandene 

schulische Unterstützungsmöglichkeiten zu nutzen. 

 
Die Ziele des Beratungszentrums sind: 

- Das System Schule ist gestärkt, Schülerinnen und Schüler mit Schwierigkeiten in der 

sozial-emotionalen Entwicklung adäquat zu unterstützen oder in geeignete bzw. vor-

handene Unterstützungssysteme zu vermitteln, um so ihren Verbleib in der Schule 

und ihre Teilhabe an Unterricht und Bildung zu sichern. 

- Zwischen Schule und Jugendhilfe hat sich eine zielgerichtete und nachhaltige Koope-

rationsstruktur entwickelt und im Umgang miteinander verstetigt. 

- Kinder und Jugendliche, die in ihrem schulischen Umfeld als emotional und sozial 

schwierig und unangepasst wahrgenommen werden, werden präventiv nach den 

Grundsätzen der systemischen Beratung unterstützt. Sie erhalten Hilfen, um an Un-

terricht und Bildung teilhaben zu können. Die Voraussetzungen für den Verbleib in 

der Schule werden verbessert.  
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5.  Arbeitsstruktur des Beratungszentrums RBZ  
 
5.1  Regionalteams 
 
Das Fachkräfte des Beratungszentrums RBZ, bestehend aus Förderschullehrkräften und 

sozialen Fachkräften der Jugendhilfe, sind im Landkreis Rotenburg (Wümme) in drei Regio-

nalteams vertreten. Die jeweilige Zuordnung entspricht vom Einzugsbereich her den regiona-

len Zuständigkeiten in Jugendhilfe und Schule (Nord, Mitte, Süd).  
Einmal im Quartal treffen sich die drei Teams zu einer Dienstbesprechung.  

 
Die Koordination der Zusammenarbeit zwischen den Fachkräften werden durch eine schul-

fachliche Dezernentin oder einen schulfachlichen Dezernenten der niedersächsischen  Lan-

desschulbehörde in Absprache mit der Fachbereichsleitung Inklusive Bildung der Nieder-

sächsischen Landesschulbehörde, Regionalabteilung Lüneburg sowie der Amtsleitung des 

Jugendamtes für den Landkreis Rotenburg (Wümme) abgestimmt. Der Austausch erfolgt 

regelmäßig, mindestens halbjährlich. 

 
Der Gesamtprozess wird begleitet von der bereits bestehenden gemeinsamen Arbeitsgruppe 

der für die Region Rotenburg (Wümme) zuständigen schulfachlichen Dezernentinnen und 

Dezernenten, dem Dezernenten für schulische Sozialarbeit der Niedersächsischen Landes-

schulbehörde, Regionalabteilung Lüneburg sowie der Dezernatsleitung Jugend und Sozia-

les, der Jugendamtsleitung, der Stabstelle Jugendhilfeplanung, der Leitung Soziale Dienste 

und der Leitung des Sachgebietes Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und 

Jugendliche als Vertreterinnen bzw. Vertretern des Landkreises Rotenburg (Wümme). Die 

Arbeitsgruppe trifft sich halbjährlich. 

 
5.2  Interne Vernetzung des Beratungszentrum RBZ 
 
Lehrkräfte und soziale Fachkräfte arbeiten gleichberechtigt im Team, um die unterschiedli-

chen Kompetenzen der Professionen optimal nutzen zu können. In regelmäßigen Teamsit-

zungen werden alle für die gemeinsame Arbeit notwendigen Aspekte (z. B. kollegiale Bera-

tung, Aufgabenverteilung, Planung von Maßnahmen, organisatorische Fragen) erörtert. Re-

gelmäßige Supervision unterstützt die fachliche Kompetenz der Teams ebenso wie eine ef-

fektive Arbeitskultur der Teammitglieder untereinander. 
 
Durch die Inanspruchnahme geeigneter Fortbildungen erfährt die fachliche Kompetenz der 

Teammitglieder die notwendige Aktualisierung. 
 

5.3  Externe Vernetzung des Beratungszentrums XYZ 
 
Die Wirksamkeit des Beratungszentrums XYZ wird zusätzlich gewährleistet durch 
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• Kontakte zu allen Grund- und weiterführenden Schulen sowie in begründeten Einzel-

fällen zu Kindertageseinrichtungen, 

• regelmäßige Treffen mit Beratungslehrkräften und Fachkräften für schulische Sozial-

arbeit sowie den pädagogischen Mitarbeiter/innen für den Förderschwerpunkt emoti-

onale und soziale Entwicklung, 

• den Austausch mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie, den Kinderärztinnen und -

ärzten sowie Psychologinnen und Psychologen in der Region, 

• die Kooperation mit weiteren Institutionen, wie z.B. dem Allgemeinen Sozialen Dienst, 

dem Sachgebiet § 35a SGB VIII, der Schulpsychologie. 

 
6.   Die Arbeitsfelder 
 
Die Arbeit ist auf die Bereiche Beratung, Intervention und Fortbildung ausgerichtet. Über 

den in der Beratung angewendeten systemisch-lösungsorientierten Ansatz können Verände-

rungen und Fortschritte der Beteiligten im schulischen Umfeld erzielt werden. Lehrkräfte, 

pädagogische Fachkräfte, Erziehungsberechtigte sowie Schülerinnen und Schüler entwi-

ckeln neue Ideen zum Umgang mit Verhaltensauffälligkeiten und arbeiten an ihrer inneren 

Haltung, um in schwierigen Situationen gelassener reagieren und sich wieder offener begeg-

nen zu können. 

Bei besonderen Auffälligkeiten und gefestigten Verhaltensmustern der Beteiligten erhalten 

Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte, Erziehungsberechtigte sowie Schülerinnen und Schü-

ler eine Unterstützung, die über die Beratung hinausgeht. Die mit dieser Unterstützung ver-

bundenen Formen werden als ‚Intervention‘ bezeichnet.  

Darüber hinaus arbeiten die Beratungsteams mit Aufnahme ihrer Tätigkeit an der Entwick-

lung und Erprobung verschiedener Fortbildungsmodule. Neben der Beratung und der Inter-

vention stellt die Fortbildung das dritte Element der Arbeit dar.  

Maßstab allen Handelns ist die Teilhabe aller Schülerinnen und Schüler am Unterricht durch 

frühzeitige, interdisziplinäre Beratung und Unterstützung. 

Die Beratungs- und Interventionstätigkeit des Beratungsteams ergibt sich - prozesshaft dar-

gestellt - aus Anlage 1.  
 

6.1  Beratung 
 
Die Kontaktaufnahme zum Beratungssystem RBZ erfolgt durch Ratsuchende wie Lehrkräfte, 

pädagogische Fachkräfte, Erziehungsberechtigte oder Schülerinnen und Schüler selbst.  

 
Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte nutzen bei der Anfrage den Kontaktbogen (Anlage 

2). Notwendige Schweigepflichtentbindungen sind jeweils beizulegen. Ist eine Schweige-
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pflichtentbindung nicht vorhanden, kann die/der Ratsuchende eine anonymisierte Beratung 

durch das RBZ-Team erhalten. 

 
Erziehungsberechtigte sowie Schülerinnen und Schüler nehmen den Kontakt zum Bera-

tungsteam direkt auf. Erziehungsberechtigte, die nicht die elterliche Sorge innehaben, sind 

verpflichtet, im Einzelfall eine Schweigepflichtentbindung der Personensorgeberechtigten 

vorzulegen. 

  
Bei der Anfrage handelt es sich um einen Informationsaustausch, in dem die Problemlage 

grob erfasst und das Anliegen des Ratsuchenden skizziert wird. Die Wünsche der/des Rat-

suchenden und die Unterstützungsmöglichkeiten des RBZ werden besprochen bzw. geklärt.  

Die anschließende Terminvereinbarung durch das Beratungstandem innerhalb von zwei Wo-

chen nach Eingang der Anfrage ermöglicht Entlastung und bietet einen ersten Schritt zum 

Perspektivwechsel. Ein Beratungsprozess umfasst in der Regel bis zu maximal drei Termine. 

Nach einer vereinbarten Frist kann es einen Follow-up-Termin geben. 

 
Grundsätzlich werden bestehende Unterstützungssysteme und bereits getroffene Vereinba-

rungen zwischen der Niedersächsischen Landesschulbehörde und dem Landkreis genutzt, 

um eine zielgerichtete und nachhaltige Kooperationsstruktur weiter zu entwickeln und im 

Umgang miteinander zu verstetigen. Vorrangig soll das System, in dem Schülerinnen und 

Schüler auffällig sind, so gestärkt werden, dass eine Veränderung möglich ist und eine schu-

lische Teilhabe gesichert wird. 

  
Die Ratsuchenden sind und bleiben Experten für ihre Belange. Die Schülerinnen und Schüler 

stehen bei der Beratung und Präventionsarbeit im Mittelpunkt. Durch die Einbeziehung aller 

Beteiligten wird die Situation aus verschiedenen persönlichen Blickwinkeln betrachtet. Die 

Einbindung dieser Sichtweisen unterstützt die Ratsuchenden bei der Lösungsfindung und 

damit auf dem Weg zu einer positiven Entwicklung.  

Ziele der Beratung sind dabei vor allem die Stärkung und Kompetenzerweiterung der Ratsu-

chenden im Umgang mit Verhaltensweisen, die als auffällig und schwierig empfunden wer-

den. 

Sind Unterstützungsmöglichkeiten, wie z. B. eine Fachkraft für schulische Sozialarbeit, pä-

dagogische Mitarbeiter/innen oder eine Beratungslehrkraft, in der Schule vorhanden, sollen 

diese bei Bedarf in den Beratungsprozess einbezogen werden.  

 

Kenntnisse über regionale Netzwerke der Beratungsangebote sowie die drei zur Kooperation 

zwischen Jugendhilfe und Schule im Landkreis Rotenburg (Wümme) getroffenen Vereinba-

rungen sind für die Teams handlungsleitend. Ebenso ist der Beratungsauftrag der sozialen 
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Arbeit in schulischer Verantwortung entsprechend des Erlasses ‚Soziale Arbeit in schulischer 

Verantwortung‘ (RdErl. d. MK v. 01.08.2017 – 25.6 – 84030 – VORIS 22410) zu beachten. 

 
Nach dem Erstgespräch können im Verlauf des Beratungsprozesses sich wiederholende und 

ergänzende Vorgehensweisen für den Ratsuchenden lösungsweisend sein. Dazu zählen: 

- fortführende Beratungen 

- gemeinsame Gespräche mit den Erziehungsberechtigten 

- runde Tische 

- Hospitationen 

- Interventionen. 

Alle im schulischen Beratungsprozess beteiligten Personen werden angehalten, vorhandene 

schulische Unterstützungsmöglichkeiten zu nutzen.  

 

6.2  Intervention 
Intervention ist das über Beratungsgespräche hinausgehende Handeln des Beratungszent-

rums XYZ bezogen auf die Sozialsysteme Schule und Familie. In diesem Sinne ist die Inter-

vention eine Form pädagogischen Handelns, die auf Veränderung eines als problemhaft 

empfundenen Ist-Zustandes zielt.  

 
Interventionen sollen  

• das Sozialgefüge der Zielgruppe verbessern, 

• eine positive, wertschätzende Lernatmosphäre fördern und stabilisieren, 

• positive Lernvorbilder hervorheben, 

• das Repertoire im Denken, Fühlen und Handeln erweitern, 

• vorhandene positive Herangehensweisen festigen, 

• neue, positive Herangehensweisen erproben, 

• eigene Stärken verdeutlichen, um diese nutzen zu können, 

• das Familiensystem stärken. 

 
Formen der Intervention können sein: 

- ‚WOWW‘ 

- Sozialtraining 

- systemische Arbeitsweisen 

 

6.3 Wechselwirkung von Beratung und Intervention 
 
In der Beratung können Ratsuchende Ziele entwickeln, die durch eine Intervention erreicht 

werden könnten. Die Auswahl der verwendeten Methoden ist abhängig von diesen Zielen.  
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Dabei bleibt der Ratsuchende in der Rolle des Experten in der eigenen Sache. Die Berater-

rolle wird durch Fachkräfte des Beratungszentrums RBZ übernommen.  

 
Der Beratungsprozess beinhaltet Phasen der Intervention, die durch regelmäßige Bera-

tungsgespräche begleitet werden. So werden Ziele und Wirksamkeit der Intervention über-

prüft, die Gesamtsituation reflektiert und gemeinsam neue Handlungsschritte entwickelt.   

 
Im Sinne des Gesamtkonzeptes strebt das RBZ eine möglichst niedrigschwellige und prä-

ventive Form der Intervention an, der grundsätzlich ein ausgiebiger Beratungsprozess vor-

geschaltet ist.  

Die Intervention endet, wenn die/der Ratsuchende die Voraussetzungen für die Lösungsfin-

dung erarbeitet hat. 

 
6.4  Fortbildung 
 
Zur Stärkung und Unterstützung der Ratsuchenden kann das Beratungs- und Unterstüt-

zungssystem RBZ Fortbildungen anbieten. Ziel der Fortbildungen ist es, Lehrkräften, päda-

gogischen Fachkräften, Erziehungsberechtigten, Schülerinnen und Schülern Handlungsmög-

lichkeiten im Umgang mit Verhaltensauffälligkeiten  zu vermitteln.  

  
7.  Evaluation 
Durch die Beratungsteams wird jährlich eine Evaluation des Prozesses vorgenommen, die 

durch eine schulfachliche Dezernentin oder einen schulfachlichen Dezernenten der nieder-

sächsischen Landesschulbehörde, Regionalabteilung Lüneburg und die Amtsleitung des 

Jugendamtes für den Landkreis Rotenburg (Wümme) begleitet wird. Notwendige Verände-

rungen oder Erweiterungen werden erarbeitet. Die Ergebnisse werden der gemeinsamen 

Arbeitsgruppe der Niedersächsischen Landesschulbehörde und des Landkreises Rotenburg 

(Wümme) zur Abstimmung des weiteren Verfahrens vorgestellt.  
 

 
Anlagen 
 

• Anlage 1  Ablaufschema 
• Anlage 2 Kontaktbogen Schule / Kontaktbogen Eltern und Erziehungsberechtigte 

 
 



Lehrkräfte 
Eltern 

Schüler 

stellen Anfragen, 
suchen Rat 

Nach einer Kontaktaufnahme erfolgt im RBZ-Team eine Einschätzung zur Zuständigkeit 
oder / und zur fachlichen Kompetenz, mit dem Anlass der Anfrage umzugehen  - die 

Verantwortung für den der Anfrage zugrunde liegenden Sachverhalt verbleibt in jedem 
Fall bei den Ratsuchenden. 

Keine Zuständigkeit oder Möglichkeit, die 
geäußerte Anfrage zu bearbeiten 

Zuständigkeit und fachliche Kompetenz sind 
gegeben 

Das Unterstützungssystem arbeitet im 
Fall. Es folgen Beratung und ggf. 

Intervention nach den im Konzept 
festgehaltenen Regeln. 

Der Fall wird 
gemäß 

Verabredung 
beendet 

Im Verlauf der Arbeit am Fall 
ergeben sich Hinweise auf die 

Erfordernis weiterer Hilfen 
oder anderer Unterstützung 

Die Anfrage geht zurück an die anfragende 
Person. Dies geschieht ggfls. mit Informationen 

zur möglichen Weiterbearbeitung, z. B. 
Unterstützungsmöglichkeiten im System Schule, 
Vereinbarungen I-III zur Kooperation zwischen 

Schule und Jugendamt, externe Angebote.  
 Der anfragenden/ratsuchenden Person obliegt 
die Verantwortung für die folgenden Schritte! 

Ablaufschema 
RBZ 

Anlage 1 Konzept RBZ 
Ablaufschema …das eigene Unterstützungssystem ist ausgeschöpft… 

Pädagogische 
Fachkräfte 



















Anlage 3





























 

 

 
 
 
 
 

Vereinbarung 
 
 

zwischen dem Jugendamt und den Schulen 
 

zur Kooperation bei erzieherischem Hilfebedarf 
 

und bei Eingliederungshilfeleistungen nach SGB VIII 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 4



 

 

Der Landkreis Rotenburg (Wümme) 
als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

 – im Folgenden „Jugendamt“ genannt – 
 

und 
 
 

die Niedersächsische Landesschulbehörde, Regionalabteilung Lüneburg,  
Außenstelle Rotenburg 

  – im Folgenden „Landesschulbehörde“ genannt – 
 

schließen zur Umsetzung der Aufgaben gemäß § 81 SGB VIII sowie 
 § 25 NSchG folgende Vereinbarung: 

 
 
 
§ 1 Kooperationsauftrag 

 
(1) Schule und Jugendhilfe begleiten und unterstützen junge Menschen auf dem Weg in ihr 
Leben. Sie arbeiten mit den gleichen Kindern und Jugendlichen, aber mit unterschiedlichem 
Auftrag, Kompetenzen und Methoden. Eine Kooperation beider Institutionen ist besonders 
dann notwendig, wenn Kinder und Jugendliche schwierige Lebenssituationen nicht mehr 
bewältigen können, auffällige Verhaltensweisen entwickeln und im familiären und 
schulischen Lebensbereich Probleme auftreten. Die Vernetzung, wechselseitige Nutzung der 
jeweiligen Fachkompetenzen und eine verbindliche Vereinbarung der Zusammenarbeit sind 
Voraussetzung für ein zielgerichtetes und abgestimmtes Vorgehen. Sie tragen zur Effektivität 
der Hilfeleistungen gem. §§ 27 ff. SGB VIII bzw. gem. § 35a SGB VIII und zum besseren 
Schutz von Kindern und Jugendlichen bei.  
 
(2) Die Aufgaben der Schule ergeben sich aus dem Bildungsauftrag der Schule (§ 2 NSchG).  
 
(3) Die Aufgaben der Jugendhilfe ergeben sich aus §§ 1 und 2 SGB VIII. Verpflichtungen 
anderer, insbesondere der Träger anderer Sozialleistungen und der Schulen, bleiben davon 
unberührt (§ 10 Abs. 1 SGB VIII).  
 
(4) Die Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule findet in allen Schulformen statt. Die 
strukturelle Zusammenarbeit basiert auf den rechtlichen Grundlagen gemäß § 81 SGB VIII, § 
25 NSchG sowie ergänzend auf Erlassen und Verordnungen des Kultusministeriums.  
 
(5) Die Kooperation von Jugendhilfe und Schule setzt die Beteiligung der 
Personensorgeberechtigten sowie die altersgerechte Einbeziehung der betroffenen Kinder 
und Jugendlichen sowie die Einhaltung der Bestimmungen zum Schutz von Sozialdaten 
voraus.  
 
 
§ 2 Umsetzung der Vereinbarung 
 
(1) Die Landesschulbehörde informiert die Schulen über diese Vereinbarung und stellt die 
Umsetzung dieser Vereinbarung sicher. 
 
(2) Das Jugendamt informiert alle zuständigen Fachkräfte über diese Vereinbarung und stellt 
die Umsetzung dieser Vereinbarung sicher. 
 
 
 
 
 
 



 

 

§ 3 Datenschutz 
 

(1) Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung sowie das daraus abgeleitete 
Transparenzgebot verpflichtet die Kooperationspartner, die Personensorgeberechtigten - vor 
der Weiterleitung von Informationen an Dritte - über diesen geplanten Schritt zu informieren 
und eine Erlaubnis (Schweigepflichtsentbindung) einzuholen (Art. 2 Abs. 1 GG i. V. mit Art. 1 
Abs. 1 GG ). Die Datenerhebung, -speicherung, -übermittlung und -nutzung erfolgt auf der 
Grundlage der §§ 61- 65 SGB VIII sowie der schulgesetzlichen Bestimmungen gemäß 
§ 31 NSchG. 
 
(2) Eine Ausnahme ergibt sich, wenn gewichtige Anhaltspunkte für eine 
Kindeswohlgefährdung vorliegen. Dann richtet sich das weitere Vorgehen nach der 
Vereinbarung zwischen dem Jugendamt und den Schulen zur Umsetzung des 
Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung. 
 
 
§ 4 Aufgaben und Handlungsschritte 
 
Schule und Jugendhilfe kooperieren insbesondere in den Fällen, in denen eine notwendige 
Unterstützung durch die Jugendhilfe oder die Schule allein nicht mehr sichergestellt werden 
kann. Für die Kooperation ergeben sich - abhängig von der Ausgangslage - unterschiedliche 
Aufgaben und Handlungsschritte: 
 
A. Aufgaben und Handlungsschritte der Schule 
 

Ausgangslage: Die Schule bittet das Jugendamt um Prüfung, ob Unterstützung durch 
die Jugendhilfe geleistet werden kann  
 

(1) Werden einer Lehrkraft oder einer schulischen Betreuungskraft Entwicklungsprobleme 
und Verhaltensauffälligkeiten eines Kindes oder Jugendlichen in der Dokumentation der 
individuellen Lernentwicklung, durch Feststellung eines Bedarfs an sonderpädagogischer 
Unterstützung, durch Mitteilungen der Schülerin/des Schülers, aufgrund eigener 
Beobachtungen oder durch Hinweise Dritter bekannt, informiert sie die Schulleitung. Die 
Schulleitung trifft eine Entscheidung über die weiteren Handlungsschritte: 
 
1. Die Schule führt in Wahrnehmung Ihres Auftrags Gespräche mit den 
Personensorgeberechtigten sowie mit der Schülerin/dem Schüler, entwickelt einen 
Förderplan bzw. eine Vereinbarung zur Bewältigung des Problems und lädt ggf. zur 
Klassenkonferenz ein. Gegebenenfalls leitet die Schule nach Maßgabe der Verordnung und 
den Ergänzenden Bestimmungen zum Verfahren zur Feststellung eines Bedarfs an 
sonderpädagogischer Unterstützung ein entsprechendes Verfahren ein.  
Zur Beratung und Unterstützung können das Beratungs- und Unterstützungssystem ROBUS 
für den Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung (Mobiler Dienst), eine 
Lehrkraft des Mobilen Dienstes Autismus-Spektrum-Störungen oder die Fachberatung 
sonderpädagogische Förderung und Inklusion einbezogen werden.  
 
2. Die Leistungen der Schulen oder der Landesschulbehörde stehen neben den Leistungen 
der Jugendhilfe und sind bestmöglich und verantwortungsvoll durchzuführen (§ 10 SGB VIII). 
Sofern die Inanspruchnahme von Hilfen anderer Leistungsträger (z.B. Leistungen gemäß 
SGB II - Bildungs- und Teilhabepaket, SGB V - Gesundheitshilfe,  SGB VIII - Jugendhilfe und 
SGB XII - Eingliederungshilfe) angeregt wird, ist darauf hinzuweisen, dass die Beratungs- 
und Entscheidungskompetenz beim anderen Leistungsträger liegt. Vorfestlegungen über Art 
und Umfang einer Hilfe sind zu vermeiden.  
 
3. Wenn sich herausstellt, dass die Fördermaßnahmen der Schule nicht ausreichend sind, 
Erziehungsmittel und Ordnungsmaßnahmen erfolglos bleiben, Anregungen zur 
Inanspruchnahme außerschulischer Hilfen nicht genutzt werden oder wenn die 
Personensorgeberechtigten auf Gesprächsangebote nicht reagieren, entscheidet die 
Schulleitung, ob das Jugendamt zur Prüfung eines Hilfebedarfs eingeschaltet wird.  



 

 

 
4. Eine Mitteilung an das Jugendamt zur Prüfung eines Hilfebedarfs enthält Angaben über: 
 Name, Geburtsdatum, Anschrift, des/der Schülers/Schülerin 
 Name, Anschrift der Personensorgeberechtigten 
 Angaben zum Schulbesuch und Problembeschreibung 
 bereits getroffene und geplante schulische Fördermaßnahmen, Erziehungsmittel und 

Ordnungsmaßnahmen 
 Beteiligte Lehr- und Fachkräfte der Schule, ggf. bereits eingeschaltete weitere Fachkräfte 

und Institutionen 
 Beteiligung der Personensorgeberechtigten sowie des Kindes oder Jugendlichen  und 

Ergebnis der Beteiligung 
 
In den Fällen, in denen eine Mitteilung an das Jugendamt gegangen ist, wird das Jugendamt 
im Nachgang über alle besonderen Vorkommnisse, die für eine Entscheidung zur 
Bewilligung von Maßnahmen von Interesse sind (Erziehungsmittel, Ordnungsmaßnahmen 
o.ä.), informiert. Bei einem Schulwechsel werden mit der Dokumentation der individuellen 
Lernentwicklung die Mitteilung an das Jugendamt sowie Entscheidungen zu Erziehungs- und 
Ordnungsmaßnahmen an die aufnehmende Schule übersandt. 
 
Die Mitteilung an das Jugendamt mit der Bitte um Prüfung, ob Unterstützung durch das 
Jugendamt zu leisten ist, wird durch die Schulleitung an das Jugendamt übersandt. Die 
Personensorgeberechtigten werden über die Mitteilung informiert. Gegenüber den 
Personensorgeberechtigten wird die Kontaktaufnahme mit dem Jugendamt angeregt. 
Anregungen über Art und Umfang einer konkret zu gewährenden Hilfe, die nicht über die 
Schule finanziert wird, erfolgen nicht.  
 
 
Ausgangslage: Die Schule wird vom Jugendamt um Unterstützung zur 
Bedarfsfeststellung und um Beteiligung im Rahmen der Hilfeplanung gebeten 
 
(1) Die Schule unterstützt das Jugendamt auf Anfrage soweit dies zur Feststellung eines 
Hilfebedarfs bei auftretenden Entwicklungsproblemen und Verhaltensauffälligkeiten eines 
Kindes oder Jugendlichen und im Rahmen einer laufenden Jugendhilfeleistung erforderlich 
ist. Ein Informationsaustausch ohne Beteiligung der Personensorgeberechtigten ist nur 
möglich, wenn diese vorher das Jugendamt von der Schweigepflicht entbunden haben. Die 
vom Jugendamt erbetenen Berichte und Unterlagen werden durch die Schulleitung an das 
Jugendamt gemäß § 31 NSchG übersandt.  
 
 
B. Aufgaben und Handlungsschritte des Jugendamtes 
 
Ausgangslage: Das Jugendamt wird von der Schule gebeten, zu prüfen, ob 
Unterstützung durch Jugendhilfe geleistet werden kann 
 
(1) Vom Jugendamt wird der Empfang der Mitteilung mit der Bitte um Prüfung, ob 
Unterstützung durch das Jugendamt geleistet werden kann, bestätigt und die zuständige 
Fachkraft benannt. Das Jugendamt übernimmt die Verantwortung für die weitere Prüfung 
und Bearbeitung. Ein Informationsaustausch ohne Beteiligung der 
Personensorgeberechtigten ist nur möglich, wenn diese vorher das Jugendamt von der 
Schweigepflicht entbunden haben.  
 
(2) Das Jugendamt berät die Personensorgeberechtigten über Unterstützungsmöglichkeiten 
und Leistungsansprüche des SGB VIII und informiert über Mitwirkungspflichten. 
Voraussetzung für die Prüfung, ob die Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung von 
Hilfen gem. §§ 27 ff. oder § 35a SGB VIII vorliegen, ist ein Antrag der 
Personensorgeberechtigten und die Bereitschaft der Leistungsadressaten, eine Hilfe 
anzunehmen (siehe Anlage 2 - Erläuterungen zu den Leistungsbereichen Hilfen zur 
Erziehung und der Eingliederungshilfe).  



 

 

 
(3) Vor der Entscheidung über eine Hilfegewährung führt das Jugendamt eine 
sozialpädagogische Diagnose durch. Wenn zur Feststellung eines Hilfebedarfs die 
Beteiligung der Schule erforderlich erscheint, bittet das Jugendamt die 
Personensorgeberechtigten um eine Entbindung von der Schweigepflicht und holt 
erforderlichenfalls weitere Informationen ein. 
 
(4) Die Entscheidung, ob die beantragte Hilfe notwendig und geeignet ist, trifft das 
Jugendamt gemäß § 36 SGB VIII im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte. Zu jedem 
gestellten Antrag werden ein schriftlicher Bescheid und ein Hilfeplan erstellt, die Angaben 
zum Hilfebedarf, zur Art der Hilfe sowie zu den notwendigen Leistungen enthalten. 
 
(5) Eine Information an die Schule über erfolgte Beratungen oder eingeleitete Maßnahmen 
erfolgt nur mit der Einwilligung der Personensorgeberechtigten. Nur in diesen Fällen ist eine 
Beteiligung der Schule an der Hilfeplanung gem. § 36 SGB VIII möglich. In geeigneten Fällen 
wirbt das Jugendamt bei den Personensorgeberechtigten darum, eine Beteiligung der Schule 
zu ermöglichen. 
 
(6) Wenn die Personensorgeberechtigten nicht bereit sind, eine erforderliche Hilfe 
anzunehmen und festgestellt wird, dass diese Ablehnung zu einer Gefährdung des 
Kindeswohls führt, schaltet das Jugendamt das Familiengericht ein.  
 
Ausgangslage: Das Jugendamt prüft, ob Jugendhilfe geleistet werden kann und bittet 
die Schule um Unterstützung  
 
(1) Wenn zur Feststellung eines Hilfebedarfs nach §§ 27 ff SGB VIII (Hilfe zur Erziehung) 
oder nach § 35a SGB VIII (Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und 
Jugendliche) die Beteiligung der Schule erforderlich erscheint, nimmt das Jugendamt 
Kontakt mit der Schule auf, klärt in einem Gespräch die bestehenden Fragen oder bittet um 
Übersendung eines Berichtes, schulischer Förderpläne, Fördergutachten bzw. – soweit 
ergangen -  um den Bescheid  zur Feststellung eines Bedarfs an sonderpädagogischer 
Unterstützung. 
  
(2) Die Entscheidung, ob die beantragte Hilfe notwendig und geeignet ist, trifft das 
Jugendamt gemäß § 36 SGB VIII im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte. Zu jedem 
gestellten Antrag werden ein schriftlicher Bescheid und ein Hilfeplan erstellt, die Angaben 
zum Hilfebedarf, zur Art der Hilfe sowie zu den notwendigen Leistungen enthalten. 
 
(3) Das Jugendamt beauftragt die für die Leistungserbringung geeigneten Träger/Fachkräfte 
und ist gem. § 36 SGB VIII für die Hilfeplanung verantwortlich. Soll eine Eingliederungshilfe 
in Form einer schulischen Integrationshilfe oder Lerntherapie (Legasthenie, Dyskalkulie) 
gewährt werden, wird die Schule vor Beginn der Leistung über die Entscheidung des 
Jugendamtes informiert. Bei anderen Leistungen ist eine Information über eingeleitete Hilfen 
nur möglich, wenn das Einverständnis der Personensorgeberechtigten vorliegt. Die Erteilung 
des Einverständnisses wird seitens des Jugendamtes angestrebt. 
 
(4) Im Zuge der Fortschreibung einer Hilfeplanung bittet das Jugendamt in Einzelfällen die 
Schule um Mitteilung, welche Veränderungen seit Hilfebeginn festzustellen sind und 
berücksichtigt diese Erkenntnisse bei der weiteren Hilfeplanung. 
 
 
§ 5 Evaluation 
 
Bewährte Aspekte der Kooperation sollen ebenso wie Notwendigkeiten der 
Weiterentwicklung der Abläufe ermittelt werden. Die Ergebnisse der Kooperation werden von 
der Landesschulbehörde und dem Jugendamt nach Ablauf eines Jahres und anschließend 
nach Bedarf ausgewertet. Eine Auswertung kann von beiden Seiten (Jugendamt bzw. 
Niedersächsische Landesschulbehörde) angeregt werden. 



 

 

 
§ 6 Vereinbarung 
 
(1) Die Niedersächsische Landesschulbehörde sowie das Jugendamt erhalten je eine 
Ausfertigung dieser Vereinbarung, sowie der in Bezug genommenen Anlagen.  
 
(2)  Die Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung beider Vertragspartner in Kraft.  
 
 
Rotenburg (Wümme), den  
        
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat            
 
   
        
-----------------------------------------------                   -------------------------------------------------------- 
(Luttmann)                                                               (Niedersächsische Landesschulbehörde) 
 
 
 
 

Anlagen 
 

1. Flyer „Leistungen der Jugendhilfe“ 

2. Informationsblatt „Leistungen der Jugendhilfe - Erläuterungen zu den 
Leistungsbereichen“ 

3. Informationsblatt „Schulische Integrationshilfe gemäß § 35a SGB VIII - Informationen 
zum Verfahren des Jugendamtes“ 

4.  Beratungsangebote NLSchB 
 
 
 



Kontaktaufnahme mit dem 
Jugendamt des Landkreises 
Rotenburg (Wümme) 
 
 
 
Standorte des Jugendamtes 
 
● Rotenburg (Wümme) 
 Hopfengarten 2 
 27356 Rotenburg (Wümme) 
 Tel.: 04261/983-2501 
 
● Bremervörde 
 Amtsallee 7 
 27432 Bremervörde 
 Tel.: 04761/983-4501 
 
● Zeven 
 Mückenburg 26 
 27404 Zeven 
 Tel.: 04281/983-6020 
 
E-Mail: jugendamt@lk-row.de 
 
 
 
 
Wenn eine akute Gefährdungssituation 
vorliegt, können Sie außerhalb der Dienst- 
zeiten die Bereitschaftsdienste einschalten. 
 

Wenden Sie sich hierzu bitte an die  
Rettungsleitstelle unter  
 

Tel.: 04281/1011. 

Weitere Beratungsangebote: 
 
Erziehungs- und Familienberatungsstelle 
des Landkreises Rotenburg (Wümme) 
 
27432 Bremervörde, Amtsallee 10 
 
Telefonische Kontaktaufnahme: 
04761/983-4543 
 
 
BISS - Beratungs- und Interventionsstelle in 
Fällen häuslicher Gewalt  
 
27404 Zeven, Mückenburg 26 
Tel.: 04281/983-6060 
 
 
Frauenhaus 
Tel.: 04281/8367 
 
 
Weitere Beratungs- und Unterstützungs- 
angebote des Landkreises 
Homepage: www.lk-row.de 
 

 
Bundesweite „Nummer gegen Kummer“ 
 

Kinder- und Jugendtelefon Tel. 0800/1110333 
Elterntelefon Tel. 0800/1110550 
(Anrufe sind kostenfrei) 
 

 
Hilfreiche Beratungs- und Informationsangebo-
te für Familien 
 

Homepage: www.familien-wegweiser.de 
 
 
 
 
 

Stand: 01/2014 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
Jugendamt 

 

 
 

Leistungen der Jugendhilfe 
 

 
 



im Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
Grundlage für die Arbeit des Jugendamtes ist 
das SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz). 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Jugendamtes 

 bieten darauf aufbauend Beratungs- und 
Unterstützungsangebote für Eltern und 
junge Menschen an. 

 beteiligen Kinder und Jugendliche entspre-
chend ihrem Entwicklungsstand an allen 
sie betreffenden Entscheidungen 

 nehmen bei Kindeswohlgefährdungen 
ihren Schutzauftrag verantwortungsbe-
wusst wahr. 

 

 
Nähere Informationen erhalten Sie von den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Jugend- 
amtes oder unter www.landkreis-row.de. 
 
 

 
 
 
 
Das Jugendamt berät, unterstützt und 

schützt. 
 
 
 

Beratung und Unterstützung: 
 
 Angebote der Beratung in allgemeinen 

Fragen der Erziehung und Entwicklung 
junger Menschen 

 Begrüßungsbesuche für Familien mit 
Erstgeborenen 

 Beratung in Fragen der Partnerschaft, 
Trennung und Scheidung 

 Beratung in Fragen zur Ausübung des 
Sorgerechtes und des Umgangsrechts 

 Beratung in Fällen häuslicher Gewalt 
 Beratung von Einzelvormündern 
 Beratung von Pflegeeltern und Adoptiveltern 
 Beratung in Fragen der Kinderbetreuung 
 Beratung und Förderung von Trägern der 

Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit 
 Übernahme von Beistand-, Pfleg- und 

Vormundschaften 
 Auskunft über Nichtabgabe und Nicht- 

ersetzung von Sorgeerklärungen 
 Beurkundung von Vaterschaftsfeststellun-

gen und von Sorgeerklärungen 
 Vermittlung geeigneter Hilfen für 

Mütter/Väter und Kinder 
 Betreuung und Versorgung von Kindern in 

Notsituationen 
 Hilfen zur Erziehung 
 Eingliederungshilfen für seelisch behinderte 

Kinder und Jugendliche 
 Hilfen für junge Volljährige 
 Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
 Unterhaltsvorschuss 

 
 Vermittlung von Kindertagespflege 
 Fachberatung für Kindertageseinrichtun-

gen und Tagespflegepersonen 
 Adoptionsvermittlung 
 Mitwirkung in Verfahren vor dem Familien- 

und Jugendgericht 
 Gewährung von Zuschüssen für die Teil- 

nahme an Ferienmaßnahmen 
 Abschluss von Leistungs-, Entgelt- und 

Qualitätsentwicklungsvereinbarungen mit 
Anbietern von Jugendhilfeleistungen 

 Jugendhilfeplanung 
 
 
 
 
Schutz von Kindern und Jugendlichen: 
 
 Krisenhilfen für Eltern, Kinder und Jugend- 

liche bei Tag und Nacht 
 Inobhutnahme von Kindern und Jugend- 

lichen 
 Fachliche Beratung zum Schutz von 

Kindern und Jugendlichen 
 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
 Jugendschutzkontrollen 
 Überprüfung von Tages-, Pflege-, und 

Adoptivbewerberinnen/-bewerbern und 
Erteilung einer Pflegerlaubnis 

 Aufbau und Koordinierung der Netzwerke 
„Frühe Hilfen“ 
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Leistungen der Jugendhilfe - Erläuterungen zu den Leistungsbereichen 
 

Hilfe zur Erziehung und zur Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder  
und Jugendliche 

 
 
 
Hilfe zur Erziehung 
 
Personensorgeberechtigte erhalten bei der Erziehung ihres Kindes Hilfe zur Erziehung gem.  §§ 
27 ff. SGB VIII, wenn eine dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entsprechende Erziehung 
nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist. 
 
Die Gewährung erfolgt über das örtlich zuständige Jugendamt.  
 
Im SGB VIII sind die einzelnen Hilfeformen, die im Rahmen der Hilfe zur Erziehung gewährt 
werden können, aufgeführt. Sie umfassen im Wesentlichen: 
 
Ambulante Form  Erziehungsberatung 

 Soziale Gruppenarbeit 
 Erziehungsbeistandschaft 
 Sozialpädagogische Familienhilfe 

Teilstationäre Form  Betreuung in einer Tagesgruppe 
 Betreuung in geeigneten Formen der Familienpflege 

Stationäre Form  Vollzeitpflege 
 Betreuung in einer Heimeinrichtung 
 Inobhutnahme 

 

 
Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII 
 

Hilfen nach § 35a SGB VIII (Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche) 
werden bei seelischen Behinderungen gewährt, die auf psychische Störungen mit 
Krankheitswert zurückzuführen sind. Voraussetzung für die Hilfegewährung ist, dass 
 

1. die seelische Gesundheit des Kindes oder Jugendlichen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
länger als sechs Monate von dem für das jeweilige Lebensalter typischen Zustand 
abweicht und 

2. eine Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche Beein-
trächtigung zu erwarten ist.  

 
Zur Feststellung des Hilfebedarfs nach § 35a SGB VIII  hat das Jugendamt zunächst zu prüfen, 
ob die oben genannten Voraussetzungen vorliegen. Zur Feststellung der seelischen Störung 
wird gemäß § 35a Abs. 1a SGB VIII ein fachärztlicher/psychotherapeutischer Befundbericht 
(Stellungnahme bezüglich der Abweichung der seelischen Gesundheit) eingeholt. Zur Klärung 
der Frage, ob eine Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche 
Beeinträchtigung zu erwarten ist, werden nähere Informationen zum Verhalten und zur 
Lebenssituation des jungen Menschen erhoben (sozialpädagogische Diagnose). 
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Die Eingliederungshilfe wird im Bedarfsfall in folgender Form gewährt: 
 
Ambulante Form  Lerntherapie bei Legasthenie-/Dyskalkulie 

 Autismustherapie 
 Schulische Integrationshilfe 

Teilstationäre Form  Betreuung in einer Tagesgruppe mit speziellen 
Förderangebot gem. § 35a SGB VIII 

Stationäre Form  Betreuung in einer Heimeinrichtung mit speziellen 
Förderangebot gem. § 35a SGB VIII 

 

 
Antragsverfahren, Sozialpädagogische Diagnose und Hilfeplanverfahren 
 
Das Jugendamt berät Personensorgeberechtigte über Unterstützungsmöglichkeiten und 
Leistungsansprüche des SGB VIII und informiert über Mitwirkungspflichten. Voraussetzung für 
die Prüfung, ob die Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung von Hilfen gem. §§ 27 ff. 
oder § 35a SGB VIII vorliegen, ist ein Antrag der Personensorgeberechtigten und die 
Bereitschaft der Leistungsadressaten, eine Hilfe anzunehmen.  
 
Vor der Entscheidung über eine Hilfegewährung führt das Jugendamt eine sozialpädagogische 
Diagnose durch. Die Sozialpädagogische Diagnose ist das Ergebnis einer systematischen 
Erhebung und Auswertung. Die Diagnose dient sowohl zur Abwägung von Risiken, Ressourcen 
und Hilfebedarfen als auch zur Entwicklung geeigneter Unterstützungsleistungen.  
 
Das Jugendamt prüft sodann, ob es vorrangige Verpflichtungen anderer Träger gibt (z.B. 
Leistungen nach dem SGB V - Krankenhilfe, nach dem SGB XII - Eingliederungshilfe für 
körperlich und geistig behinderte Menschen oder Fördermaßnahmen der Schulen) 
 
Die Entscheidung, ob die beantragte Jugendhilfeleistung notwendig und geeignet ist, trifft das 
Jugendamt gemäß § 36 SGB VIII im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte.  
 
Bei der Ausgestaltung der konkreten Hilfe ist ein Wunsch- und Wahlrecht der 
Leistungsempfänger zu berücksichtigen. Dieses Recht bezieht sich ausschließlich auf die 
Gestaltung von Hilfen, die laut vorheriger Feststellung des Jugendamtes geeignet und 
erforderlich sind. Wenn die Personensorgeberechtigten nicht bereit sind, eine erforderliche Hilfe 
anzunehmen und festgestellt wird, dass diese Ablehnung zu einer Gefährdung des Kindeswohls 
führt, schaltet das Jugendamt das Familiengericht ein. Wenn die Ablehnung nicht zu einer 
Kindeswohlgefährdung führt, ist diese nicht geeignet und kann deshalb nicht eingeleitet werden.  
 
Durch die Gewährung einer Hilfe wird das Sorgerecht der Personensorgeberechtigten nicht 
eingeschränkt. Die Personensorgeberechtigten bleiben für alle Belange die ersten 
Ansprechpartner. 
 
Zu jedem gestellten Antrag werden ein schriftlicher Bescheid und ein Hilfeplan erstellt, die 
Angaben zum Hilfebedarf, zur Art der Hilfe sowie zu den notwendigen Leistungen enthalten. 
 
 
Leistungserbringung 
 
Leistungen der Jugendhilfe dürfen gemäß § 72 SGB VIII nur durch Fachkräfte angeboten 
werden. Das Jugendamt beauftragt freie Träger der Jugendhilfe mit der Leistungserbringung. 
Voraussetzung ist, dass diese mit dem örtlich zuständigen Jugendamt eine Leistungs-, Entgelt- 
und Qualitätsentwicklungsvereinbarung getroffen haben. Grundlage für die Leistungserbringung 
sind die für die jeweilige Hilfeart vom Jugendamt vorgegebenen Mindeststandards sowie der 
individuelle Hilfeplan. Die Leistungsträger werden vom Jugendamt beauftragt, mit den 
beteiligten Fach- und Lehrkräften eng zu kooperieren. 
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Schulische Integrationshilfe gemäß § 35a SGB VIII – Informationen  
zum Verfahren des Jugendamtes 

 
 
1. Antragstellung und Prüfung 
 

Voraussetzung für die Einleitung des Verfahrens zur Überprüfung eines Anspruches gemäß 
§ 35a SGB VIII (schulische Integrationshilfe) ist ein Antrag der Personensorgeberechtigten.  
 
Die Personensorgeberechtigten werden nach einem Erstgespräch gebeten, einen Fragebogen 
auszufüllen und Nachweise (z.B. Befundberichte, Schulzeugnisse) einzureichen. Parallel dazu 
wird die Schule um Beantwortung des Fragebogens (Rotenburger Lehrerfragebogen) und um 
Übersendung des Förderkonzeptes bzw. (soweit vorhanden) des Fördergutachtens gebeten. 
Soweit vorhanden werden der Bericht des Beratungs- und Unterstützungssystem ROBUS und 
der Bescheid über die Feststellung eines Bedarfs an sonderpädagogischer Unterstützung 
angefordert. Liegt eine Autismusstörung vor, wird zusätzlich eine Stellungnahme der Lehrkraft 
des Mobilen Dienstes Autismus-Spektrum-Störungen der Niedersächsischen Landes-
schulbehörde erbeten.  
 
Zur Klärung der Frage, inwieweit die Teilhabe am Leben in der Schule beeinträchtigt ist, wird in 
der Regel eine Hospitation im Unterricht durch eine Fachkraft des Jugendamtes durchgeführt.  
 
Sobald die angeforderten Berichte und Unterlagen eingegangen sind, werden diese durch eine 
psychologische Fachkraft des Jugendamtes ausgewertet. Ergibt ihre Prüfung, dass die 
Anspruchsvoraussetzungen vorliegen, wird die fallzuständige sozialpädagogische Fachkraft des 
Jugendamtes beauftragt, gemeinsam mit den Personensorgeberechtigten und einem 
Leistungsträger einen Hilfeplan zu entwickeln und die Genehmigung zur Einleitung der Hilfe 
einzuholen. 
 
2. Leistungsgewährung 
 
Die Personensorgeberechtigen sowie der Leistungsträger erhalten nach Abschluss der Prüfung 
einen schriftlichen Bescheid mit Angaben zu Art, Dauer und Umfang der bewilligten Hilfe.  
 
Die Hilfe wird i. d. R. für die Dauer eines Jahres gewährt. In Einzelfällen (z. B. bei chronischen 
Entwicklungsstörungen wie dem Asperger-Syndrom) kann die Hilfe darüber hinaus gewährt 
werden.  
 

Der Umfang der Hilfegewährung richtet sich nach dem individuellen Bedarf und gliedert sich auf 
in zwei Bereiche: 
 

1. Für die Fallkoordination (Steuerung, Austausch mit dem Jugendamt, Begleitung der in 
der Schule zur Integrationshilfe eingesetzten Fachkraft, Austausch mit den Eltern bzw. 
den beteiligten Lehrkräften sowie den ROBUS- und anderen Fachkräften) werden bis zu 
zwei Stunden wöchentlich zur Verfügung gestellt.  

2. Die unmittelbar für den jungen Menschen geleistete Integrationshilfe wird i. d. R. mit 20 
Stunden pro Woche umgesetzt. 

 
Wenn durch die geplante Teilnahme an einem Schulausflug, einer Klassenfahrt oder einem 
Schulpraktikum ein zusätzlicher Bedarf entsteht, wird nach Vorlage eines Nachweises der 
Schule und auf Antrag der Personensorgeberechtigten vom Jugendamt geprüft, ob eine 
Erhöhung der Stundenzahl möglich ist.  
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3. Gestaltung der Leistung  
 
Die Leistung wird ausschließlich angeboten durch freie Träger der Jugendhilfe, die mit dem 
Jugendamt eine Leistungs- und Entgeltvereinbarung abgeschlossen haben und vom 
Jugendamt mit der Leistungsgewährung in diesem Einzelfall beauftragt wurden. Der Träger 
setzt geeignete Fachkräfte ein, sorgt erforderlichenfalls für eine Vertretungskraft und nimmt 
seinen Mitarbeitern gegenüber alle Pflichten als Arbeitgeber wahr.  
 
Die im Rahmen der schulischen Integrationshilfe zur Koordination und zur Arbeit mit Eltern und 
Lehrkräften eingesetzten Fachkräfte haben ein Studium der Sozialarbeit, Sozial-, Sonder- bzw. 
Heilpädagogik abgeschlossen. Die Fachkräfte haben Kenntnisse über die entsprechenden 
Störungsbilder der Hilfeempfänger/innen. 
 
Die im Rahmen der schulischen Integration unmittelbar mit dem Kind bzw. der/dem 
Jugendlichen zusammenwirkende Fachkraft hat eine pädagogische oder vergleichbare 
abgeschlossene Ausbildung und verfügt ebenfalls über Kenntnisse des Störungsbildes der 
Hilfeempfänger/innen. 
Die vom Jugendamt beauftragten Träger bieten u. a. folgende Leistungen an:  
 

• Die Kontaktaufnahme zu Mitschülern und die Einbindung in Gruppenaktivitäten werden 
 unterstützt. 
• Das Kind bzw. die/der Jugendliche wird motiviert, sich auf das Lernangebot einzulassen, 
 Regeln zu akzeptieren und einzuhalten. Ordnungsprinzipien werden eingeübt und deren 
 Einhaltung überprüft. 
• Im Bedarfsfall Begleitung bei Schulausflügen, Klassenfahrten, Schulpraktikum 
• Kooperation mit den Lehrkräften, Eltern und therapeutischen Fachkräften 

 
Die Betreuungskraft erbringt keine Leistungen, die nach dem Niedersächsischen Schulgesetz 
zum Lehrauftrag und zu den Aufgaben der Schule gehören.  
 

Die Teilnahme der Betreuungskraft an Klassenkonferenzen und Förderkommissionen ist nicht 
vorgesehen. Soweit ihre Erkenntnisse für die Arbeit dieser Gremien genutzt werden sollen, 
können beim Jugendamt Berichte des Trägers angefordert werden.  
 
 
4. Ziele und Erfolgsfaktoren 
 

Ziel der Hilfe ist, die Integration in und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere der 
Teilhabe an schulischer Bildung. Erfolgsfaktoren sind u. a.:  
 

• Die Integration in den Klassenverband hat sich verbessert bzw. ist erfolgt. 
• Das Kind bzw. die/der Jugendliche ist in der Lage, den Arbeitsanforderungen 

nachzukommen. 
• Das Kind bzw. die/der Jugendliche hält die Interaktionsregeln ein. 
• Die Eltern sind in ihren Kompetenzen gestärkt und können das Kind bzw. die/den 
 Jugendliche/-n angemessen unterstützen. 

 
 
5. Einleitung der Hilfe 
 

Die Schule erhält vom Jugendamt eine Kopie des Bewilligungsbescheides mit Angaben zum 
beauftragten Träger sowie zum Umfang und zur Dauer der Hilfegewährung.  
 

Vor Beginn der Leistungsgewährung findet unter Federführung des Jugendamtes ein 
Vorbereitungsgespräch, an dem die Personensorgeberechtigten, Lehrkräfte, der Träger bzw. 
die beauftragte Fachkraft des Trägers teilnehmen. Bei diesem Gespräch wird die Hilfeplanung 
vorgestellt und es wird vereinbart, wie die Betreuungskraft, die die schulische Integrationshilfe 
anbieten wird, in den Schulbetrieb eingeführt werden soll. Außerdem werden Vereinbarungen 
zur Sicherung des Informationsflusses und zum Vorgehen im Krisenfall getroffen.  
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6. Weiterbewilligung 
 

Wenn die Personensorgeberechtigten eine Weitergewährung der Hilfe wünschen, ist eine 
erneute Prüfung vorgesehen. Dazu sind von den Antragstellern in der Regel erneut Nachweise 
einzureichen. 
 
Im Zuge der Fortschreibung der Hilfegewährung wird die Schule in Einzelfällen um Mitteilung 
gebeten, welche Veränderungen seit Hilfebeginn festzustellen sind.  
 
Eine Prüfung ist erst möglich, wenn die angeforderten Unterlagen vollständig beim Jugendamt 
eingegangen sind.  
 
Eine Weiterbewilligung ist ausgeschlossen, wenn die Personensorgeberechtigten die Hilfe 
beenden oder wenn die Prüfung des Verlaufs ergibt, dass diese Hilfe nicht geeignet ist.  



 
Beratungsangebote der Niedersächsischen Landesschulbehörde  
 
 
Beratungs- und Unterstützungssystem ROBUS für den Förderschwerpunkt 
emotionale und soziale Entwicklung (Mobiler Dienst) 

 
Simone Borrmann, FöS Pestalozzischule Rotenburg 
04269 9511195  (mittwochs 18:00 bis 19:00 Uhr) 
simoneborrmann@gmx.de 
 
Jana Cuijpers, FöS Pestalozzischule Rotenburg 
0421 67317066  (dienstags 18:00 bis 19:00 Uhr) 
jana.cuijpers@gmx.de 
 
Ellen Göttert, GS am Eichkamp Sottrum 
04263 9850973 
Ellen.goettert@gmx.de 
 
Stephan Franke, FöS Pestalozzischule Rotenburg 
04269 6211  (montags 18:00 bis 19:00 Uhr) 
Stephan-franke@t-online.de. 
 
Gundi Müller, FöS Janusz-Korczak-Schule Zeven 
0421 53798887 
MueMue@t-online.de 
 
Urte Oehlert-Backhaus, FöS Schule am Mahlersberg Bremervörde 
04792 7021  (mittwochs 18:00 bis 19:00 Uhr) 
Urte.Oehlert@gmx.de 
 
Susanne Storm, FöS Schule am Mahlersberg Bremervörde 
04794 59444  (dienstags 18:00 bis 19:00 Uhr) 
Susanne.storm@ewetel.net 

 
 
Mobiler Dienst Autismus-Spektrum-Störungen 
 
Andrea Wardin, FöS Janusz-Korczak-Schule Zeven 
04281 983 6464 
Andrea.wardin@web.de 
 
 

Fachberatung für sonderpädagogische Förderung und Inklusion 

 
Veronika Siegmund, FöS Pestalozzischule Rotenburg 
04261 983 3434 sowie 04231  
fachberatung.Siegmund@web.de 
 
 
Anfragen über das Portal ‚Beratung & Unterstützung‘ der Niedersächsischen 
Landesschulbehörde www.landesschulbehoerde-niedersachsen.de 
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Bezeichnung: 
 
Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gemäß Verwaltungshandreichung zur 
Förderung der Jugendarbeit 
 
 
Sachverhalt: 
 
In den Anlagen 1 bis 3 sind die Anträge auf einen Zuschuss für den Bau und die Einrichtung 
von Jugendräumen dargestellt.  
 
Die Voraussetzungen einer Förderung nach der Verwaltungshandreichung „Förderung der 
Jugendarbeit“ liegen vor. 

- Die Anträge sind fristgemäß eingegangen, alle notwendigen Unterlagen liegen vor. 
- Die Antragsteller haben seinen Sitz im Landkreis Rotenburg (W.) und es handelt sich um 

anerkannte Träger der Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII bzw. um kreisangehörige 
Kommunen 

- Die fachlichen Voraussetzungen sind erfüllt (Bezug zum § 11 SGB VIII, Nutzungs-
konzept mit Benennung von Zielgruppe und Zeilen liegt vor) 

- Die Vereinbarungen zur Umsetzung des Schutzauftrages nach § 8a und § 72a SGB VIII 
sind geschlossen. 

- Die Kostenschätzung und die Finanzierungspläne sind plausibel. Die Träger bieten die 
Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der Mittel. 

- Der Anteil der zu erbringenden Eigenleistung beträgt i. d. R. mindestens 25 % der 
förderfähigen Ausgaben. 

- Der Zuschuss beträgt maximal 20 % der anerkannten notwendigen und durch beab-
sichtigte jugendpflegerische Nutzung bedingten Kosten, wobei der Zuschuss pro Maß-
nahme maximal 20.000 €.  

 
Die Voraussetzungen einer Förderung nach der Verwaltungshandreichung „Förderung der 
Jugendarbeit“ (Nr. 1.2.6) liegen vor. Der Gesamtzuschussbedarf für das Jahr 2019 beläuft sich 
auf voraussichtlich 22.810 €. Die Mittel sind im Haushaltsplan veranschlagt. 
 

 

B e sc h l uss vo r lag e  
Jugendamt  

Tagesordnungspunkt: 7 
 

 
Drucksachen-Nr.:  2016-21/0616 

Status:         öffentlich 

Datum:     19.11.2018 

 
Termin  Beratungsfolge: 

Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

29.11.2018 Jugendhilfeausschuss 

06.12.2018 Kreisausschuss 
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Beschlussvorschlag: 
 

1. Dem Förderantrag der Ev. – luth. Kirchengemeinde Rotenburg wird 
gem. der Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“  mit 
maximal 2.126 € zugestimmt. 

 
2. Dem Förderantrag der Ev. – luth. St. Viti - Kirchengemeinde Zeven 

wird gem. der Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ 
mit maximal 20.000 € zugestimmt.  

 
3. Dem Förderantrag der Samtgemeinde Fintel wird gem. der Ver-

waltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ mit maximal 
682,55 € zugestimmt. 

 
 
 
 
 
Luttmann 
 
 



 
 
Anlage 1 
 
Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 7: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gemäß 
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ (Nr. 1.2.6) 
 
 
 
Antragsteller: Ev. – luth. Kirchengemeinde Rotenburg 
  
Maßnahme: Neueinrichtung des Jugendraumes 
  
Erläuterung: Der Jugendraum der Ev. Jugend Rotenburg soll mit neuen Möbeln 

ausgestattet werden. Ein Teil der Möbel soll in einem Projekt mit 
Jugendlichen (Einheimische und geflüchtete Jugendliches des 
Projekts „Miteinander“ des Herbergsvereins Rotenburg) selbst 
hergestellt werden (Sofa, Sessel und Couchtisch aus Paletten); für 
eine Arbeitsecke sollen langlebige Tische und Stühle angeschafft 
werden. 

Der Raum wird bereits als Treffpunkt für Jugendgruppen sowie 
ehrenamtliche Mitarbeiter/innen in der Kinder- und Jugendarbeit 
genutzt.  

Mit dem Projekt „Palettenmöbel“ soll die Begegnung von 
Jugendlichen mit Fluchterfahrung und einheimischen Jugendlichen 
gefördert werden. Durch die handwerkliche Tätigkeit der 
Jugendlichen soll den Jugendlichen ein niedrigschwelliger Zugang 
ermöglicht werden. 

 
 
Finanzierung: Kosten: 10.630,00 € 

                                   
 gem. Verwaltungshandreichung anzuerkennen: 10.630,00 €       
 beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung: 

 
 

2.126,00 € 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Neueinrichtung des Jugendraumes der Ev. – luth. 

Kirchengemeinde Rotenburg wird gem. der 
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ mit 
maximal 2.126,00 € gefördert. Die Haushaltsmittel werden im Jahr 
2019 bereitgestellt. 

 











 
 
Anlage 2 
 
Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 7: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gemäß  
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ (Nr. 1.2.6) 
 
 
 
 

Antragsteller: Ev. – luth. St. Viti - Kirchengemeinde Zeven 

 

Maßnahme: Schaffung von zwei Jugendräumen im Neubau des 
Gemeindehauses der Ev. –luth. St. Viti - Kirchengemeinde Zeven 

 

Erläuterung: Die Ev. –luth. St. Viti -Kirchengemeinde plant den Bau eines neuen 
Gemeindehauses an der Bäckerstr. 3 in Zeven. Im Westteil des 
Gebäudes sollen zwei Jugendräume entstehen, die von 
verschiedenen Kinder- und Jugendgruppen der Gemeinde sowie für 
einzelne Projekte mit Kindern und Jugendlichen genutzt werden 
sollen. Für diese Arbeit steht ein Jugenddiakon zur Verfügung.   

Die Kosten für den Neubau werden gemäß Kostenplan 1.305.000 € 
betragen. Die  Leistungen Dritter  betragen 64.000 €, so dass sich 
zuwendungsfähige Kosten in Höhe von 1.241.000 € ergeben. 

Der Anteil der Fläche für die Jugendräume beträgt 12,03 % an der 
Gesamtfläche des Gemeindehauses. Dieser Anteil ist auch für die 
Berechnung der anteiligen Kosten zugrunde zu legen. 

1.241.000 x 12,03 % = 149.292,30 €  

 

 
Finanzierung: Anteilige Kosten für den Jugendraum: 149.292,30 €                                                   

 davon 20% nach Handreichung Nr. 1.2.6, Abs. 1 
S. 1 

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 
Nr. 1.2.6 Abs. 1 Satz 1 maximal mögliche 
Förderung: 

 
29.858,46 € 

 
 
 

20.000,00 € 

   

 
 

Beschlussvorschlag: Der Neubau von zwei  Jugendräumen im Gemeindehaus der Ev. – 
luth. St. Viti - Kirchengemeinde Zeven wird gem. der 
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ mit 
maximal 20.000,00 € gefördert. Die Haushaltsmittel werden im Jahr 
2019 bereitgestellt. 

 















 
 
Anlage 3 
 
Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 7: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gemäß 
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ (Nr. 1.2.6) 
 
 
 
 

Antragsteller: Samtgemeinde Fintel 

 

Maßnahme: Einrichtung eines Raumes für die Jugendfeuerwehr Lauenbrück 

 

Erläuterung: Im neu errichteten Feuerwehrhaus der Ortsfeuerwehr Lauenbrück 
steht im Obergeschoss ein knapp 60 m² großer Raum für die 
Jugendfeuerwehr zur Verfügung, der nun eingerichtet werden soll. 

Angeschafft werden sollen Tische und Stühle sowie ein Tischkicker, 
eine Pinnwand und eine Leinwand. 

Die Jugendfeuerwehr wird von Kindern und Jugendlichen zwischen 
10 und 18 Jahren besucht. Sie erlernen  die Gefahren von Rauch 
und Feuer sowie das Verhalten bei Gefahrensituationen. Die 
Ausbildungs- und Übungsdienste werden durch Feste, 
Gruppenaktivitäten und Zeltlager ergänzt. Die Jugendfeuerwehr 
leistet somit einen Beitrag zur Förderung des „Wir-Gefühls“, der 
Integration neu zugezogener Familien sowie zur Sicherung des 
Brandschutzes in der Zukunft. 

 
Finanzierung: Kosten: 3.412,77 €                                   

 gem. Verwaltungshandreichung anzuerkennen: 3.412,77 €       

 beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung: 

 
 

682,55 € 

 
 
 

Beschlussvorschlag: Die Anschaffung von Tischen und Stühlen sowie einem Tischkicker, 
einer Pinnwand und einer Leinwand für den Raum der 
Jugendfeuerwehr Lauenbrück wird gem. der 
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ mit 
maximal 682,55 € gefördert. Die Haushaltsmittel werden im Jahr 
2019 bereitgestellt. 

 









 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gem. Verwaltungshandreichung zur Förderung 
der freien Jugendhilfe 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Landkreis kann Zuwendungen aus Kreismitteln im Rahmen der jährlich im Haushalt bereit-
gestellten Mittel gewähren. Die Verwaltungshandreichungen für die Gewährung von Zuschüs-
sen und Zuweisungen aus Kreismitteln finden allgemein Anwendung, soweit nicht die Hand-
reichung zur Förderung der freien Jugendhilfe spezielle Regelungen enthält.  
 
Kreismittel werden für eine Maßnahme nur einmal vergeben, auch wenn eine Förderung nach 
anderen Richtlinien bzw. Haushaltsstellen des Landkreises möglich wäre. 
 
Die vorliegenden Anträge wurden nach o.g. Verwaltungshandreichungen i. V. m. § 74 SGB VIII  
wie folgt geprüft:  

• Der Antrag ist fristgemäß eingegangen, alle erforderlichen Unterlagen liegen vor. 
• Der Zuwendungsempfänger hat seinen Sitz im Landkreis und ist gemeinnützig. 
• Der Bezug zu den Leistungen des SGB VIII ist gegeben. 
• Ein gleichartiges regionales Angebot wird weder vorgehalten noch im Rahmen einer 

anderweitigen Förderung durch den Landkreis unterstützt. 
• Der Zuwendungsempfänger soll mindestens ein Jahr Erfahrung im Bereich der Jugend-

hilfe nachweisen. 
• Die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme sind erfüllt und die Beach-

tung der Grundsätze und Maßstäbe der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung ist 
gewährleistet. 

• Die Kostenschätzung und der Finanzierungsplan sind plausibel. Der Träger bietet die 
Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der Mittel. 

• Der Anteil der zu erbringenden Eigenleistung beträgt i. d. R. mindestens 25 % der 
förderfähigen Ausgaben.  

 
Gehen Anträge auf Förderung von Maßnahmen ein, die bereits im Vorjahr liefen, erfolgt die Be-
scheiderteilung erst nach Eingang und Prüfung der Verwendungsnachweise aus dem Vorjahr. 

 

B e sc h l uss vo r lag e  
Jugendamt  

Tagesordnungspunkt: 8 
 

 
Drucksachen-Nr.:  2016-21/0613 

Status:         öffentlich 

Datum:     19.11.2018 

 
Termin  Beratungsfolge: 

Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

29.11.2018 Jugendhilfeausschuss 

06.12.2018 Kreisausschuss 

   

   

   



- 2 - 

     
 

Die Verwendungsnachweise der Träger, die bereits im Jahr 2017 eine Förderung nach der Ver-
waltungshandreichung zur Förderung der freien Jugendhilfe erhalten haben, sind fristgerecht 
eingegangen und waren plausibel. 
Alle eingegangenen Anträge lagen fristgerecht vor und erfüllen die Prüfungskriterien. 
 
Der Gesamtzuschussbedarf für das Jahr 2019 beläuft sich entsprechend der Anlagen und 
Beschlussempfehlungen auf 150.100 € aus dem Produkt 36.3.02 – Förderung der Erziehung in 
der Familie. Die Beschlussvorschläge zu den einzelnen Förderanträgen sind auf den Anlagen 1 
bis 8 aufgeführt. Da ein Förderantrag in Höhe von 10.000 € zum Zeitpunkt der Entstellung des 
Haushaltsplanentwurfs 2019 noch nicht berücksichtigt wurde, lag der bisher veranschlagte 
Ansatz bei 140.100 € und erhöht sich somit um 10.000 €.  
 
Der Landkreis wird als Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe für einzelne Projekte 
Landesmittel gemäß der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von 
Familien unterstützenden Maßnahmen und Frühen Hilfen (Richtlinie Familienförderung) bean-
tragen. Für die einzelnen Projekte ist insgesamt mit einer maximalen Zuwendung von ca. 
50.000 €  im Jahr 2019 zu rechnen. 
 
Nr. Antragssteller Antrag/ 

veranschlagt 
Bemerkung 

1 Ev. Lebensberatungsstelle im 
Diakonischen Werk des Ev.-luth. 
Kirchenkreises Bremervörde 

5.000 €  

2 Agaplesion Diakonieklinikum 
Rotenburg gGmbH 

20.000 € Spenden werden als Eigenmittel 
anerkannt. Eigenmittel im Verhältnis 
zu den Fördermitteln berücksichtigt. 

3 NABU Rotenburg 10.000 €  
4 PaNaMa – das Familienzentrum 

in Bremervörde e. V. 
29.600 € Eigenmittel liegen teilweise leicht 

unterhalb von 25 % was als 
ausreichend bewertet wird.  

5 SIMBAV e. V. 30.000 €  
6 TANDEM e. V. 20.000 € Eigenmittel nur mit 10 % ausgewie-

sen. Einnahmen durch Zuschüsse von 
Krankenkasse werden als Eigenmittel 
angerechnet, daher ist der Anteil 
ausreichend.  

7 DRK Kreisverband Bremervörde 
e. V. 

25.500 € Eigenmittel im Verhältnis zu den 
Fördermitteln berücksichtigt. 

8 Sambucus e.V. 10.000 €  
 Summe 150.100 €  

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Den Förderanträgen wird entsprechend der jeweils im Einzelfall 
veranschlagten Haushaltsmittel zugestimmt.  

 
2. Im Haushaltsplan 2019 werden über den Planansatz von 140.100 € 

hinaus zusätzlich 10.000 € zur Verfügung gestellt.  
 
 
 
Luttmann 



Anlage 1 
 
Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 8: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gem. 
Verwaltungshandreichung zur Förderung der freien Jugendhilfe 
 
 
 

Antragsteller: Ev. Lebensberatungsstelle im Diakonischen Werk des Ev.-luth. 
Kirchenkreises Bremervörde – Zeven 

 

Maßnahme: Wellcome – Praktische Hilfe für Familien nach der Geburt  

 

Erläuterung: Das Projekt Wellcome als niedrigschwelliges Angebot für Eltern in 
Zeven und Bremervörde soll fortgeführt werden. Es ermöglicht 
Eltern im ersten Lebensjahr Ihres Kindes für einige Wochen oder 
Monate praktische und unbürokratische Unterstützung. Die 
Unterstützung wendet sich insbesondere an Familien mit 
besonderen Belastungen, z. B. Eltern mit Mehrlingsgeburten, 
Alleinerziehende. Ein/e Ehrenamtliche/r kommt ein- bis zweimal in 
der Woche für zwei bis drei Stunden zu Eltern nach Hause und 
entlastet sie so, wie sie es brauchen. Die Unterstützung ist 
unabhängig davon ob es um das erste Kind geht oder ob es bereits 
Geschwisterkinder gibt.  Die fachliche Anleitung und Begleitung der 
Ehrenamtlichen erfolgt durch die Leitung der ev. 
Lebensberatungsstelle und durch die hauptamtliche Koordinatorin.   

 

Finanzierung: Kosten:                                                                              11.000 €                     

     

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                            5.000 € 

  

 

  

 















Anlage 2 
 
Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 8: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gem. 
Verwaltungshandreichung zur Förderung der freien Jugendhilfe 
 
 

Antragsteller: Agaplesion Diakonieklinikum Rotenburg gGmbH  

 

Maßnahme: 1. Projekt „Kidstime Workshops“ – ein Angebot für Kinder psychisch 
kranker Eltern 

2. Projekt „Kidstime Plus“ – ein Angebot für Kinder psychisch 
kranker Eltern  

 

Erläuterung: 1. „Kidstime Workshops“ ist ein regelmäßiges, niedrigschwelliges 
und präventiv ausgerichtetes Angebot für Kinder psychisch kranker 
Eltern und ihre Familien. Die Workshops finden einmal im Monat im 
Umfang von 3,5 Stunden statt. Ziele der Maßnahme liegen in der 
Stärkung der kindlichen Resilienz, die Aktivierung individueller und 
familiärer Ressourcen, die Förderung von Kommunikation und 
Erfahrungsaustausch sowie die Verhinderung von Isolation. Das 
Projekt besteht seit 2015 und wurde in den Jahren 2015 und 2016 
über das Jugendamt teilfinanziert. Um den verschiedenen 
Altersgruppen besser gerecht zu werden, sollen die Workshops in 
2019 für Kinder im Vorschul- bzw. frühen Grundschulalter 
angeboten werden.  

2. „Kidstime Plus“ entspricht inhaltlich dem Angebot „Kidstime 
Workshops“, wendet sich allerdings an ältere Kinder und 
Jugendliche, also eine Altersgruppe, auf die das Angebot in den 
„Kidstime Workshops“ nicht ausgerichtet ist. Mit zunehmendem Alter 
verfestigen sich Ängste, Scham- und Ohnmachtsgefühle. Auch 
bewegen sich ältere Kinder und Jugendliche in anderen sozialen 
Gefügen als Jüngere. Dieser Zielgruppe soll nun ebenfalls 
regelmäßig ein niedrigschwelliges, evaluiertes Angebot gemacht 
werden.   

 

Finanzierung: 1. Projekt „Kidstime Workshops“ 

Kosten:                                                                              14.016 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                           10.000 € 

 
 

 2. Projekt „Kidstime Plus“ 

Kosten:                                                              14.483,70 € 

Beantragte und gem. Verwaltungshandreichung  

mögliche Förderung:                                                 10.000 €                       
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Anlage 3 
 
Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 8: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gem. 
Verwaltungshandreichung zur Förderung der freien Jugendhilfe 
 
 
 
 

Antragsteller: NABU Rotenburg 

 

Maßnahme: Säen, pflegen, ernten: Naturerlebnis und gesundes Essen von klein 
auf. Hochbeete-Projekt in KiTas und an Grundschulen sowie zur 
Förderung des ehrenamtlichen Engagements.  

 

Erläuterung: Es handelt sich um die Fortführung des Projektes aus dem Vorjahr. 
In der Kindheit werden die Grundlagen für eine spätere Ernährung 
gelegt. Gesundes Gemüse gehört auf jeden Speisezettel. Oft ist in 
den Familien wenig Zeit zum Gärtnern, manchmal ist das alte 
Wissen auch verloren gegangen. Hier setzt das Projekt an. 
Ehrenamtliche bewirtschaften gemeinsam mit Kindern Hochbeete, 
von denen später die eigenen Produkte geerntet und zubereitet 
werden. So wird ein nachhaltiges Bewusstsein für gesunde 
Ernährung und lebensgrundlegende Zusammenhänge geschaffen 
sowie mit Eigenverantwortung und positiven Erlebnissen verknüpft.  

Im Verlauf des Projektes sollen in 25 KiTas und Grundschulen vor 
Ort je ein oder zwei geeignete und attraktive Hochbeete angelegt, 
Geräte und Saaten zur Verfügung gestellt werden. Ehrenamtliches 
Personal wird akquiriert, und über den NABU geschult und begleitet. 

 

Finanzierung: Kosten:                                                                              55.365 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                      10.000 €               
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Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 8: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gem. 
Verwaltungshandreichung zur Förderung der freien Jugendhilfe 
 
 
 

Antragsteller: PaNaMa – das Familienzentrum in Bremervörde e.V.  

 

Maßnahme: 1. Projekt „Elternberatung/aufsuchende Familienarbeit“ 

2. Projekt „Elternbildungsangebote“ 

3. Projekt Patenschaften für Kinder psychisch kranker Eltern 

 

Erläuterung: 1. Eine sozialpädagogische Fachkraft ist im Rahmen von acht 
Wochenstunden in der fachlichen Beratung von Eltern in den 
offenen Gruppen, in der Analyse der Eltern-Kind-Interaktion, der 
kindlichen Entwicklung sowie zur Überleitung in andere Maßnahmen 
und ggf. zur Gefährdungseinschätzung tätig.  

2. Das Projekt beinhaltet die Organisation und Durchführung der 
folgenden Elternbildungsangebote: 

- Den Familienkurs „Fit für den Start“ für werdende Mütter und Väter 
ab dem 4. Schwangerschaftsmonat. Der sechsteilige Kurs wird 
jeweils durch eine/n qualifizierte/n Trainer/in durchgeführt. 

- Den Ernährungskurs "Gesunde Kindesernährung für Säuglinge 
und Kleinkinder". Der Kurs soll an vier Tagen im Jahr für jeweils 10-
12 Teilnehmer zur Vermittlung theoretischen und praktischen 
Basiswissens zur ausgewogener Säuglings- und Kleinkindernährung 
stattfinden. 

- Den Kurs „Erste Hilfe am Kind“ (0-6 Jahre). Der Kurs soll zweimal 
jährlich stattfinden. Die Eltern (max. 20 Teilnehmer) lernen, 
kindliche Notfallsituationen zu erkennen, zu vermeiden und adäquat 
darauf zu reagieren. 

- Den Kurs „DELFI extra“ für Eltern mit Kindern im ersten 
Lebensjahr. Durch qualifizierte Anleitung werden die Bewegungs- 
und Sinnesentwicklungen des Kinders gefördert.   

3. Das Projekt unterstützt Kinder psychisch kranker Eltern. Diese 
Kinder sind besonderen Belastungen ausgesetzt. Es ist für sie 
schwer, das Verhalten ihrer Eltern zu verstehen. Über die 
Patenschaften werden den Kindern in ihrer Situation gestärkt und 
unterstützt. Psychisch kranke Eltern werden im Alltag und in 
Krisensituationen entlastet.    

 

 
 

Finanzierung: 1. Projekt „Elternberatung/aufsuchende Familienarbeit“ 



Kosten:                                                                              12.000 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                           9.600 € 

2. Projekt „Elternbildung“ 

Kosten:                                                                             13.100 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                           10.000 € 

3. Projekt Patenschaften für Kinder psychisch kranker Eltern 

Kosten:                                                                              26.000 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                           10.000 € 
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Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 8: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gem. 
Verwaltungshandreichung zur Förderung der freien Jugendhilfe 
 
 
 

Antragsteller: SIMBAV e.V. 

 

Maßnahme: 1. Projekt „Familienbildung für Familiengesundheit“ 

2. Projekt „Kinder in Bewegung“ 

3. Projekt „Wellcome und mehr…“ 

 

Erläuterung: 1. Das Angebot „Familienbildung für Familiengesundheit“ besteht 
aus drei Modulen: 

Modul 1 Gesunde Ernährung: Parallel zu den Eltern-Kind-Gruppen 
findet ein Kochangebot statt, das von einer Dipl. Ökotrophologin 
durchgeführt wird. Eltern lernen mit ihren Kindern gesund, lecker, 
einfach umsetzbar und kostengünstig zu kochen. Neben der 
Ernährungsberatung werden die Eltern zur Übernahme von 
Selbstverantwortung motiviert und angeleitet. Gemeinsames 
Kochen ist auch als verbindendes Erlebnis von Eltern und Kindern 
zu sehen. Das Angebot soll monatlich in Rotenburg stattfinden und 
halbjährlich je zweimal in den Außengruppen in Hellwege, 
Scheeßel, Bothel, Lauenbrück und Visselhövede. 

Modul 2 Elternkurse „Starke Eltern - Starke Kinder“: Das 
Kursangebot richtet sich an alle Mütter und Väter, die mehr Freude, 
Leichtigkeit und zugleich mehr Sicherheit in der Erziehung erreichen 
möchten. Erziehung bedeutet für Eltern, ihrem Kind Vorbild zu sein 
und vor allem Liebe zu geben. Dies kann im Alltag sehr aufreibend 
sein. Das Kursangebot stärkt Eltern darin, ihren Familienalltag 
gelassener und souveräner zu meistern. Das Angebot besteht aus 
einer Kombination zwischen Theorievermittlung, praktischer 
Erprobung und Reflexion des Erlernten im familiären Alltag anhand 
von Wochenaufgaben. Im Projektzeitraum sind drei Kurse in 
Rotenburg und bei Bedarf auch in anderen Verwaltungseinheiten 
geplant.  

Modul 3 Kurse zur neuromotorischen und neurosensorischen 
Entwicklungsunterstützung: Zielgruppe der Kurse sind Eltern mit 
Kindern im ersten Lebensjahr. Durch Bewegungs-, Sinnes- und 
Spielanregungen werden Kinder in ihrer Entwicklung begleitet und 
gefördert. Eltern werden mit diesen Anregungen vertraut gemacht, 
um ihre Kinder später selbst unterstützen zu können. Gleichzeitig 
wird das Bewusstsein dafür geweckt, dass gemeinsame Zeit ein 
wichtiger Baustein zur gesunden Kindesentwicklung ist. Im 
Projektzeitraum sollen neun Kurse mit jeweils 10 Einheiten 
stattfinden.  

2. Das Angebot „Kinder in Bewegung“ besteht aus drei Modulen: 

Modul 1: Ergänzend zu den Eltern-Kind-Gruppen werden Eltern für 



das Thema Bewegung als wichtigem Baustein der kindlichen 
Entwicklung sensibilisiert und durch die Mitarbeiter/innen in den 
Eltern-Kind-Gruppen bei der Aktivierung ihrer Kinder angeleitet und 
begleitet. Die Projektleitung organisiert das Angebot und kümmert 
sich um die Anschaffung von adäquatem Spiel- und 
Bewegungsmaterial. Die in den Eltern-Kind-Gruppen tätigen 
Ansprechpartner/innen werden zur Umsetzung angeleitet. Fragen 
von Eltern werden im Rahmen regelmäßiger Begleitung des 
Angebotes fachlich fundiert beantwortet. 

Modul 2 „Bewegung in der Natur“: In einer Waldgruppe bewegen 
sich Kinder an der frischen Luft und sammeln Erfahrungen mit 
unterschiedlichen Natur-Materialien. Die Entwicklung des 
Gleichgewichtes und der Balance werden gefördert. Die Gruppen 
sollen wöchentlich in Rotenburg und an einem weiteren Standort 
durchgeführt werden. 

Modul 3 „Eltern-Kind-Kurs - Spiel-und Bewegung mit integrierter 
Elternbildung“: Angelehnt an die Pikler-Pädagogik bietet der Kurs 
eine Kombination aus Spiel und Bewegung für Kinder bei  
integrierter Elternbildung. Im Projektzeitraum sollen zwei Kurse mit 
jeweils acht Einheiten stattfinden.  

3. Das Projekt „Wellcome“ bietet praktische Hilfe für Familien im 
ersten Lebensjahr nach Geburt eines KindesDie Unterstützung 
wendet sich insbesondere an Familien mit besonderen Belastungen, 
z. B. Eltern mit Mehrlingsgeburten, Alleinerziehende. Ein/e 
Ehrenamtliche/r kommt ein- bis zweimal in der Woche für zwei bis 
drei Stunden zu Eltern nach Hause und entlastet sie so, wie sie es 
brauchen. Die Unterstützung ist unabhängig davon ob es um das 
erste Kind geht oder ob es bereits Geschwisterkinder gibt.  Die 
fachliche Anleitung und Begleitung der Ehrenamtlichen erfolgt durch 
eine Fachkraft. Aufgrund einer Mangelsituation an freiberuflichen 
Hebammen wird zu dem Projekt „Wellcome“ noch die Möglichkeit 
einer Trageberatung und zum Babyhandling sowie eine 
Hebammensprechstunde angeboten. 

 

Finanzierung: 1. Projekt „Familienbildung für Familiengesundheit“ 

Kosten:                                                                              17.930 €                                                          

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                     10.000 € 

2. Projekt „Kinder in Bewegung“ 

Kosten:                                                                              13.640 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                           10.000 € 

3. Projekt „Wellcome und mehr…“ 

Kosten:                                                                              12.650 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 



mögliche Förderung:                                                           10.000 € 

 

  

  

 

  

 





























Betrag
10.000,00 €

Betrag

Betrag
400,00 €

450,00 €

Spenden 1.300,00 €

500,00 €

20,95 %

12.650,00 €

Betrag

5.400,00 

1.800,00 

600,00 

400,00 

200,00 

1.200,00 

1.700,00 

750,00 

600,00 

12.650,00 €

0,00 €

Summe:

Differenz:

Sachkosten 

Referentengelder für Vorträge, geführte Gesprächsrunden, Trageberatung

wellcome Jahresbeitrag

Buchhaltungskosten 

Koordinatorin wellcome (Minijob)

Koordinatorin wellcome pauschale Lohnnebenkosten

Kilometergeld für Ehrenamtliche

Fortbildung und wellcome Treffen  mit Reisekosten Koordinatorin

Treffen und Fortbildung  9 Ehrenamtliche (z.b. Kurs 1. Hilfe am Kind)

Eigenanteil:

Summe:

Ausgaben:
Art der Ausgabe

Eigenmittel
Restspenden für wellcome aus 2018

Eigenmittel Simbav

Beiträge

Mittel von Städten, Gemeinden oder Samtgemeinden

Art der Einnahme
LK Förderung Projekt 3 "Wellcome"

Projekt/ Maßnahme:wellcome und mehr

Planung für das Jahr: 2019

Einnahmen:

Anlage 2

Finanzierungsplan

Name/ Träger: SIMBAV e.V.



Betrag

10.000,00 €

Betrag

Simbav Eigenmittel 5.230,00 €

2.700,00 €

44,23 %

17.930,00 €

Betrag
4.480,00 

Ernährungsber. Frühstückstreff 420,00 

3.360,00 

5.670,00 

2.000,00 

2.000,00 

17.930,00 €

0,00 €Differenz:

Neuromot. Entw. Unterstzg

Projektleitung 

Summe:

Summe:

Ausgaben:
Art der Ausgabe
Gesunde Ernährung und Kochen mit Kindern

SESK Kursleitung

Eigenmittel

Kurseinnahmen

Eigenanteil:

Mittel von Städten, Gemeinden oder Samtgemeinden

Art der Einnahme

Zuschuss Landkreis Rotenbur (Wümme)

Projekt/ Maßnahme:Familienbildung

Planung für das Jahr: 2019

Einnahmen:

Anlage 2

Finanzierungsplan

Name/ Träger: SIMBAV e.V.



Betrag
10.000,00 €

Betrag

500,00 €

Simbav Eigenmittel 1.228,00 €

600,00 €

1.312,00 €

26,69 %

13.640,00 €

Betrag
5.400,00 

1.920,00 

1.200,00 

4.500,00 

620,00 

13.640,00 €

0,00 €

Summe:

Differenz:

Waldgruppe  Gruppenleitung (Eltern mit kleinen Kindern) Modul 2

Spiel- und Bewegung mit integr. Elternbildung Modul 3

Sachkosten für Modul 1-3

Verwaltungskostenpauschale

Eigenanteil:

Summe:

Ausgaben:
Art der Ausgabe
Schulung und Begleitung der Gruppenleitungen Modul 1

Eigenmittel
Spenden

Kursbeitäge "Spiel und Bewegung"

Kurseinnahmen "Bewegung in der Natur"

Mittel von Städten, Gemeinden oder Samtgemeinden

Art der Einnahme
LK Projektförderung "Kinder in Bewegung"

Projekt/ Maßnahme:Kinder in Bewegung

Planung für das Jahr: 2019

Einnahmen:

Anlage 2

Finanzierungsplan

Name/ Träger: SIMBAV e.V.



Anlage 6 
 
Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 8: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gem. 
Verwaltungshandreichung zur Förderung der freien Jugendhilfe 
 
 
 

Antragsteller: TANDEM e.V. 

 

Maßnahme: 1. Projekt “Kidstime“ in Zeven 

2. Projekt “Kidstime“ in Bremervörde 

 

 

Erläuterung: Kidstime ein regelmäßiges, niedrigschwelliges und präventiv 
ausgerichtetes Angebot für Kinder psychisch kranker Eltern und ihre 
Familien. Die Workshops finden einmal im Monat im Umfang von 
vier bis sechs Stunden statt. Ziele der Maßnahme liegen in der 
Stärkung der kindlichen Resilienz, die Aktivierung individueller und 
familiärer Ressourcen, die Förderung von Kommunikation und 
Erfahrungsaustausch sowie die Verhinderung von Isolation. Durch 
den Träger Tandem e.V. soll das Projekt in Zeven und Bremervörde 
vorgehalten werden. 

 
 

Finanzierung: 1. Projekt „Kidstime“ in Zeven 

Kosten:                                                                              15.000 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                     10.000 € 

2. Projekt „Kidstime“ in Bremervörde  

Kosten:                                                                              15.000 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                           10.000 € 

 

  

  

 

  

 



















Anlage 2

Name/Träger:

Finanzierungsplan

(TANDEM e.V.

Projekt/ Maßnahme: |Kids-Time Bremervörde

Planung für das Jahr: 2019

Einnahmen:
Art der Einnahme Betrag
'Zuschuss aus Mittel Frühe Hilfen JA LK ROW 10.000,00  
Zuschuss aus Mittel Gemäß § 20 SGB V Krankenkasse 3, 500, 00  

Mittel von Städten, Gemeinden oder Samtgemeinden Betrag

Eigenmittel Betrag
Eigenmittel 1.500,00  

EIgenanteil:
Summe:

10,00%
15.000,00  

Ausgaben:
Art der Ausgabe Betrag
Pesonalkosten 9.750,00
Qualifizierungs- und Supervisionskosten
Raum koste n
Verbrauchsmaterialien

Evaluation und Ergebnissicherung

1.626,00
1.500,00
1.600,00

500,00

Summe:| 14. 976, 00  

Differenz: 24, 00  



Anlage 2

Name/ Träger:

Finanzierungsplan

JTANDEMe. V.

Projekt/ Maßnahme: |Kids-TimeZeven

Planung für das Jahr: ^ 2019

Einnahmen:

Art der Einnahme Betrag
IZuschuss aus Mittel Frühe Hilfen JA LK ROW 10. 000, 00  

IZuschuss aus Mittel Gemäß § 20 SGB V Krankenkasse 3.500,00  

Mittel von Städten, Gemeinden oder Samtgemeinden Betrag

Eigenmittel Betrag
Eigenmittel 1.500,00  

Eigenanteil;
Summe:

10,00%

15.000,00  

Ausgaben:
Art der Ausgabe Betrag
Pesonalkosten 9. 750, 00

Qualifizierungs- und Supervisionskosten
Raumkosten

Verbrauchsmaterialien

Evaluation und Ergebnissicherung

1. 626, 00
1. 500, 00
1. 600, 00

500, 00

Summe:1 14.976, 00  

Differenz: 24,00  



Anlage 7 
 
Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 8: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gem. 
Verwaltungshandreichung zur Förderung der freien Jugendhilfe 
 
 

Antragsteller: DRK Kreisverband Bremervörde e.V.  

 

Maßnahme: 1. Angebote zur Prävention von Kindeswohlgefährdung und 
Kindesmisshandlung im Landkreis Rotenburg /Wümme 

2. Angebote „Gesunde Ernährung für Eltern und Kinder  

3. Beratungs- und Bildungsangebote für Eltern und Kinder in der 
Region Zeven 

 

Erläuterung: 1. Im Projektzeitraum sollen  folgende Informationsveranstaltungen 
und Fortbildungen zum Thema Kindeswohlgefährdung und 
Kindesmisshandlung stattfinden: 

- ein Informationselternabend zum Thema „Schreikinder“ 

- ein Fachtag „Augen auf!“ für Multiplikatoren und Ehrenamtliche, z. 
B. Familienbesucher/innen, Ehrenamtliche aus dem Projekt 
Wellcome, Gruppenleitungen in Familienzentren 

- zwei Elternkurse „Erste Hilfe am Kind“  

- bedarfsentsprechend ein bis drei Geburtsvorbereitungskurse 
„Startklar“ für besondere Zielgruppen, z. B. werdende Teenie-Eltern, 
Familien in mehrfach belasteten Lebenssituationen 

-  Anleitung zum ehrenamtlichen Babysitten und Babysitterbörse   

2. Im Projektzeitraum sollen folgende Angebote stattfinden: 

Zeven 

- einmal monatlich ein von einer Fachkraft begleitetes Eltern-Kind-
Frühstück 

- einmal monatlich ein von einer Fachkraft begleitetes 
„Familienabendbrot“ 

- dreimal jährlich ein Beikost-Workshop für Eltern mit Säuglingen 

Tarmstedt, Selsingen und Sittensen 

- nach Bedarf einmal monatlich oder zweimal jährlich ein von einer 
Fachkraft begleitetes Eltern-Kind-Frühstück  

3. Im Projektzeitraum sollen folgende Angebote stattfinden: 

- Einführung, Beratung und Unterstützung von Eltern über den 
Familienordner. Dieser enthält Informationen zu aktuellen 
familienunterstützenden Angeboten sowie aktuelle 



Antragsformulare. 

- einmal monatlich die Elterngruppe „Wir sind bunt“: 
Gruppenangebot für Eltern, die sich in besonders schwierigen 
Situationen mit ihren nicht altersgerecht entwickelten Kindern 
befinden. 

- mindestens einmal jährliches Angebot der Elternkurs „Meilensteine 
der Entwicklung“ 

- drei Kurse „Startklar“, ein jeweils zehnteiliges Kursangebot, das 
sich an Eltern in besonderen Problemlagen richtet und auf 
Entwicklungsförderung zielt. 

- Frühkindliche Sprachförderung und Literacy in Kooperation mit der 
Bücherei Tarmstedt und der Bibliothek Zeven. Eine pädagogische 
Fachkraft hält 14-tägig Angebote für Eltern mit ihren Kindern im 
Alter von 0-3 Jahren zur Förderung von Sprache und Heranführung 
an Literatur vor. 

 

Finanzierung: 1. Angebote zur Prävention von Kindeswohlgefährdung und 
Kindesmisshandlung im Landkreis Rotenburg /Wümme 

Kosten:                                                                          12.510,10 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                           10.000 € 

 2. Angebote „Gesunde Ernährung für Eltern und Kinder in 
Zeven und Tarmstedt“ 

Kosten:                                                                            6.908,49 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                           5.500 € 

3. Beratungs- und Bildungsangebote für Eltern und Kinder in 
der Region Zeven 

Kosten:                                                                          12.544,89 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                               10.000 €            

  

 
 

  

 

























































Anlage 8 
 
Jugendhilfeausschuss am 29.11.2018 
 
TOP 8: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gem. 
Verwaltungshandreichung zur Förderung der freien Jugendhilfe 
 
 
 
 

Antragsteller: Sambucus e.V. 

 

Maßnahme: Wir2 Bindungstraining 

 

Erläuterung: Das Wir2 Bindungstraining ist ein evaluiertes, professionell 
begleitetes Gruppenprogramm für Alleinerziehende. Es handelt sich 
um die Fortführung eines Projektes aus dem Vorjahr. Das Projekt 
wird parallel in einer Gruppe für die Mütter und einer Kindergruppe 
durchgeführt. Es umfasst zwanzig Kurseinheiten à 120 Minuten. Ziel 
des Projektes ist die Stärkung der Ein-Eltern-Kompetenzen, die 
Stabilisierung der Mutter-Kind-Beziehung, die Vorbeugung und 
Verbesserung psychosomatischer Belastungen, die Trennung 
zwischen Paarkonflikten und Elternverantwortung sowie die 
Einübung sozialer Kompetenzen.  

 

Finanzierung: Kosten:                                                                              13.750 €                                                           

beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung:                                                10.000 €               

  

 

  

 



 
   

 
 
 
 
 

 
 
Antragsteller: 
Sambucus e.V. 
Auf der Worth 34 
27389 Vahlde 
 
Kontaktperson: Angela von Beesten, Telefon 04267 – 8243, E-Mail: info@sambucus.org 
   

Vahlde, den 15.08.2018 
 
Antrag auf Förderung nach der Verwaltungshandreichung 5.15  zur Förderung der 
freien Jugendhilfe 
 
1. Kurzbeschreibung der geplanten Maßnahme / des Projektes  

Name: Wir2 Bindungstraining  
Ort: Mehrgenerationenhaus Waffensen 
Dauer und Zeitrahmen: Je eine Mütter- und eine Kindergruppe werden wöchentlich an 
zwanzig Nachmittagen zu je 120 Minuten parallel durchgeführt 

 
2. Ziele des wissenschaftlich evaluierten Programmes sind neben der Stärkung der 

Elternkompetenzen die Stabilisierung der Mutter-Kind-Beziehung, die Vorbeugung und 
Verbesserung mütterlicher Depressionen, die Trennung von Paarkonflikt und 
Elternverantwortung und die Einübung sozialer Kompetenzen 
Zielgruppe: Alleinerziehende Mütter/Väter und ihre Kinder im Alter von drei bis zehn 
Jahren 

 
3. Höhe der beantragten Förderung des Projektes    
(Personal- und Sachkosten,  Fördersumme pro Projekt/Maßnahme): 10.000 EUR 
 
☒Dem Antrag ist ein Handlungskonzept beigefügt (gemäß Anlage 1). 
 
☒Dem Antrag ist ein Finanzierungsplan beigefügt (gemäß Anlage 2). 
 
☐Dem Antrag ist eine Arbeitsplatzbeschreibung des hauptamtlichen Personals  beigefügt 
(gemäß Anlage 3).  
          Es gibt kein hauptamtliches Personal sondern vier Gruppenleiter auf Honorarbasis.  
 
☒Dem Antrag ist der aktuelle Freistellungsbescheid beigefügt. 
 
☒Die Verwaltungshandreichungen 5.1 und  5.15 habe ich zur Kenntnis genommen. 
Anträge sollen bis zum 15.08. des Vorjahres des Massnahmebeginns schriftlich beim Landkreis 
Rotenburg (Wümme) eingereicht werden. Anträge, die nicht spätestens am 15.10 schriftlich mit 
den notwendigen Unterlagen eingegangen sind werden nicht berücksichtigt. 
 
Vahlde, den15.08.2018 

                             
                 Angela von Beesten                             Dr. Christoph Dembowski 
                             (Vorstand)                                                   (Vorstand) 
 

!

An den 
Landkreis Rotenburg (W.) 
Jugendamt  
Hopfengarten 2 
27356 Rotenburg (W.) 
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Anlage	1		

zum	Antrag	auf	Förderung	des	wir2	Bindungstrainings	für	Alleinerziehende	im	Jahr	2019	

 

Handlungskonzept  

1. Träger der Maßnahme: Sambucus e.V. 

2. Name des Projektes: wir2 Bindungstraining    

3. Kurze Beschreibung  des Projektes: 

Ab Januar 2019 wollen wir mit  „wir2“ zum dritten Mal im Landkreis Rotenburg (Wümme) ein 
bindungsorientiertes, emotionszentriertes und wissenschaftlich evaluiertes Gruppenprogramm für 
alleinerziehende Eltern und ihre Kinder (Altersgruppe drei bis zehn Jahre) anbieten. Aufgrund der 
bereits durchgeführten Seminare sehen wir auch weiter einen deutlichen Bedarf der 
Unterstützung alleinerziehender Eltern durch dieses Elterntraining. Neben unserem 
Abschlussbericht 2017 (der für 2018 folgt erst nach Abschluss des Seminars im September 
2018) weisen auch folgende Publikationen auf Sinn und Notwendigkeit des Angebotes hin: 

1. Matthias Franz et al.: Wirksamkeit eines bindungsorientierten Elterntrainings für 
alleinerziehende Mütter & ihre Kinder. Psychotherapeut 2009 (54), 357-369. 

2. Matthias Franz et al.: Effekte eines bindungstheoretisch fundierten Gruppenprogramms 
für alleinerziehende Mütter & ihre Kinder. Kindheit & Entwicklung 19 (2), 90-101 

3. S. Mütters et al.: Diagnose Depression: Unterschiede bei Frauen und Männern. Hrsg. 
Robert Koch-Institut Berlin BGE kompakt 4(2) 2013 

4. www.wir2-bindungstraining.de 

5. SOPHIA-Schuleingangsuntersuchungen des Landkreises Rotenburg 2013 

6. Mehrere Rehakliniken haben inzwischen das wir2 – Konzept in ihre therapeutische Arbeit 
aufgenommen (siehe http://www.wir2-bindungstraining.de/aktuelles/) 

7. Katrin Hörnlein, Jeanette Otto: Kann das gut gehen? Patchworkfamilien führen ein Leben 
zwischen Hoffnung und Verzweiflung, Die Zeit N° 32, 2.08.2018 
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4. Standort und Zeitrahmen  

Das Projekt wird parallel in einer Gruppe für die Mütter und einer Kindergruppe durchgeführt. Es 
umfasst zwanzig Kurseinheiten á 120 Minuten, die wöchentlich stattfinden.  

 

5. Erreichbarkeit und Zugang des Projektes                                      

Um die Bedingungen für den ländlichen Raum optimal zu nutzen, möchten wir die Seminare 
wieder im Mehrgenerationenhaus Waffensen durchführen. Hier besteht außer zur Stadt 
Rotenburg eine gute Anbindung und Erreichbarkeit für die Gemeinden Sottrum, Horstedt und 
Bötersen und der Ort hat sich bei der Durchführung der bereits durchgeführten Projekte bereits 
gut bewährt. 

Der Zugang soll über die Mitglieder des Netzwerkes Frühe Hilfen, Haus- und Kinderärzte, 
Jobcenter, Anwälte, Kindertagesstätten und Kindergärten sowie über Schulen vermittelt werden. 

Die Teilnahme am Projekt ist für alleinerziehende Eltern und Kinder kostenlos. 

 

6. Zielgruppe des Projektes im Hinblick auf Erziehungskompetenz der Eltern und 
Entwicklung ihrer Kinder  

Zielgruppe sind alleinerziehende Mütter und Väter und deren Kinder aus dem Landkreis 
Rotenburg. Es ist ein Gruppenangebot für zehn bis fünfzehn Mütter/Väter und deren Kinder im 
Alter von drei bis zehn Jahren. 

 

7.  Ziele des präventiven Programmes  „wir2“ sind:	
	

Stärkung der Elternkompetenzen (Feinfühligkeit), Stabilisierung der Mutter/Vater - Kind-
Beziehung, Trennung von Paarkonflikt und Elternverantwortung, Einübung sozialer 
Kompetenzen, Vorbeugung und Verbesserung von Depressivität. 
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8. Fachlich inhaltliche Ausgestaltung und angewandte Methodik  

Die Gruppenarbeit erfolgt nach dem von Prof. Matthias Franz an der Universität Düsseldorf 
wissenschaftlich evaluierten Manual des wir2- Bindungstrainings. Das Programm ist in die 
folgenden vier Module unterteilt: 

1. Selbstbild und Gefühlswahrnehmung der Alleinerziehenden (Sitzung 1 – 5) 

2. Einfühlung in das Erleben und die Bedürfnisse des Kindes (Sitzung 6 bis 9) 

3. Trennung von Paarkonflikt und Elternverantwortung sowie die Bedeutung des Vaters  
(Sitzung 10 bis 14) 

4. Konflikt- und Alltagsbewältigung auf der Verhaltensebene (Sitzung 15 bis 20) 

 

9. Personal         

 
  

 
 

 
  

  

 
  

 

 

10. Kooperationen                                                                                                                

Das Projekt ist eingebunden in das Netzwerk frühe Hilfen des Landkreises Rotenburg (Wümme). 
Es besteht eine Kooperation mit der Klinik für Psychosomatik am Agaplesion Diakonieklinikum 
Rotenburg falls Kriseninterventionen erforderlich sind sowie mit Lebens- und 
Erziehungsberatungsstellen und anderen Institutionen des Netzwerks Frühe Hilfen. 

	

	



Betrag
10.000,00 €

Betrag

Betrag
3.750,00 €

27,27%

13.750,00 €

Betrag
3.500,00 

Honorare für 2 Gruppenleiterinnen Kindergruppe = 2 x 50 Stunden (jeweils 20 x  2 1/2 Wochenstd.) á 25 € 2.500,00 

4.800,00 

250,00 

2.100,00 

600,00 

13.750,00 €

0,00 €

Anlage 2

Eigenanteil:

Finanzierungsplan

Name/ Träger:

Projekt/ Maßnahme:

Planung für das Jahr:

Sambucus e.V.

Wir 2 Bindungstrainig für alleinerziehende Eltern und ihre Kinder

2019

Eigenmittel

Mittel von Städten, Gemeinden oder Samtgemeinden

Differenz:

Honorare für 2 Gruppenleiter Müttergruppe = 2 x 50 Stunden (jeweils 20 x  2 1/2 Wochenstd.) á 35 € 

Jahresaufwand wir2 Organisation, zentraler Ansprechpartner: 5 Wochenst. = 240 Std. im Jahr á 20,00 €

Raumkosten für 20 Nachmittage MGH Waffensen

Werbung, Organisation incl. Fahrtkosten und Druckkosten

Evaluations- und Supervisionskosten

Summe:

Einnahmen:

Beantragte Förderung durch den Landkreis

Art der Einnahme

Summe:

Ausgaben:
Art der Ausgabe



 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 05.11.2018: Investitionshilfen für Kindertagesstätten im 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
 
Sachverhalt: 
 
In seiner Sitzung am 05.12.2017 hat der Finanzausschuss einstimmig u.a. folgende Änderun-
gen zum Haushalt 2018 empfohlen: 

 
a) Der unter dem Produkt 36.5.01 „Tageseinrichtungen für Kinder“ veranschlagte Haushalts-

ansatz für Betriebskostenzuschüsse wird ab 2018 dauerhaft um 1 Mio. € jährlich erhöht, 
 
b) für den Fall, dass das Land die Kindergartengebühren ab dem 01.08.2018 vollständig und 

im ausreichenden Umfang übernehmen sollte, werden die dann in 2018 frei werdenden 
Finanzmittel in Höhe von voraussichtlich 1,14 Mio. € ebenfalls als Betriebskostenzuschuss 
im „Produkt 36.5.01 Tageseinrichtungen für Kinder“ für die kreisangehörigen Gemeinden 
bereitgestellt und 

 
c) den Gemeinden wird in Aussicht gestellt, dass ab 2019 der vollständige Entlastungsbetrag 

von voraussichtlich 2,73 Mio. € jährlich ebenfalls als Betriebskostenzuschuss zur Verfügung 
gestellt wird. 

 
In seiner Sitzung am 20.12.2017 hat der Kreistag den Haushalt 2018 - mit Berücksichtigung 
dieser Ergänzungen - beschlossen. 
 
Die Erhöhung um 1 Mio. € kreisweit wurde inzwischen mit der jährlichen Auszahlung der 
Betriebskostenförderung zum 01.07.2018 an die Kita-Träger umgesetzt. 
 
Nachdem zum 01.08.2018 die Gebührenfreistellung durch das Land Niedersachsen in Kraft 
getreten ist, wurden die Einsparungen ermittelt, die sich 
– durch den Wegfall der pauschalen Ausgleichszahlungen des Landkreises an die kommu-

nalen Kita-Träger im Rahmen der Gebührenfreistellung für das vorletzte Kindergartenjahr 
vor der Einschulung und 

–  durch Einsparungen bei den gemäß § 90 Abs. 3 SGB VIII für die Übernahme von Kita-
Gebühren für einkommensschwache Familien zu leistenden Zahlungen 

 

B e sc h l uss vo r lag e  
Jugendamt  

Tagesordnungspunkt: 9 
 

 
Drucksachen-Nr.:  2016-21/0551 

Status:         öffentlich 

Datum:     19.11.2018 

 
Termin  Beratungsfolge: 

Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

29.11.2018 Jugendhilfeausschuss 

06.12.2018 Kreisausschuss 

19.12.2018 Kreistag 
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für den Kreishaushalt ergeben. Auf ein Jahr berechnet sind dies ca. 2,7 Mio. €. 
 
Der auf den Zeitraum vom 01.08. - 31.12.2018 entfallende Anteil von kreisweit ca. 1,1 Mio. € 
wurde den Kita-Trägern im Rahmen einer zweiten Zahlung im August 2018 zur Verfügung 
gestellt. 

 
Entsprechend dem Kreistagsbeschluss vom 20.12.2017 sind die Kita-Träger mit den Zuwen-
dungsbescheiden vom 27.06.2018 darüber informiert worden, dass beabsichtigt sei, ab 2019 
die jährliche Einsparung im Kreishaushalt vollständig im Rahmen der laufenden Betriebskosten-
zuschüsse zur Verfügung zu stellen. 
 
Mit dem der Vorlage beigefügten Antrag vom 05.11.2018 hat die SPD-Kreistagsfraktion nun-
mehr vorgeschlagen, einen Anteil von bis zu 60 % (= ca. 1,6 Mio. €) der jährlichen Einsparung 
im Kreishaushalt nicht allen Kita-Trägern im Rahmen der jährlich ausgezahlten Betriebs-
kostenzuschüsse zur Verfügung zu stellen, sondern diesen Anteil für eine Förderung von Bau-
maßnahmen zu verwenden, die Kita-Träger im Zeitraum vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2022 
durchführen. 
 
Zu diesem - von der Beschlusslage des Finanzausschusses vom 05.12.2017 und des Kreistags 
vom 20.12.2017 abweichenden - Antrag wird wie folgt Stellung genommen: 
 
 Abrücken von bereits in Aussicht gestellter Erhöhung der Betriebskostenförderung 
 
Mit Bewilligungsbescheiden vom 27.06.2018 wurde den Kita-Trägern im Landkreis die nach der 
Kita-Vereinbarung zum 01.07.2018 fällige Betriebskostenförderung für das Jahr 2018 
(einschließlich der durch den Kreistag beschlossenen dauerhaften Erhöhung um kreisweit 
1 Mio €) gewährt. Mit diesem Bescheid wurde der Hinweis verbunden, dass beabsichtigt sei, ab 
2019 die aus der Gebührenfreistellung durch das Land resultierende jährliche Einsparung im 
Kreishaushalt vollständig im Rahmen der laufenden Betriebskostenzuschüsse zur Verfügung zu 
stellen. 
 
Auch mit Bewilligungsbescheiden vom 14.08.2018, mit denen den Kita-Trägern die im Zeitraum 
vom 01.08. - 31.12.2018 im Kreishaushalt frei werdenden Finanzmittel im Wege einer weiteren 
Erhöhung der Betriebskostenzuschüsse weitergegeben wurden, wurde noch einmal darauf 
hingewiesen, dass beabsichtigt sei, den Kita-Trägern auch über den 01.01.2019 hinaus die 
Einsparungen im Kreishaushalt im Rahmen der Zuschüsse zu den Betriebskosten zur 
Verfügung zu stellen. 
 
Die Kita-Träger haben diese erhebliche Verbesserung der laufenden jährlichen Betriebs-
kostenförderung begrüßt und im Rahmen ihrer Planungen für das Haushaltsjahr 2019 bereits 
einen entsprechend erhöhten Ansatz für die durch den Landkreis geleistete Betriebskosten-
förderung berücksichtigt. 
Wenn der Landkreis nunmehr von dieser in Aussicht gestellten Erhöhung der laufenden Be-
triebskosten abweichen würde, bedeutete dies deutliche laufende Mindereinnahmen in den 
Haushalten der Träger. 
 
 Ungleichbehandlung der kommunalen Träger 
 
Sowohl im Hinblick auf den zum 01.08.2013 in Kraft getretenen Rechtsanspruch auf Betreuung 
für Kinder ab dem 1. bis zur Vollendung des 3. Lebensjahrs als auch in den Jahren danach 
haben die kommunalen Kita-Träger im Landkreis durch eine Vielzahl von Investitionsmaß-
nahmen neue Betreuungsangebote geschaffen und bestehende Angebote ausgeweitet (Um-
wandlung von Spielkreisen in Kindergärten, Schaffung von Ganztagsangeboten). Die 
Investitionsmaßnahmen im Kindergartenbereich haben die kommunalen Träger hierbei 
vollständig aus eigenen Mitteln finanziert. Die Schaffung einer neuen Krippengruppe mit 15 
Plätzen wird durch das Land aktuell mit bis zu 180.000 € gefördert. Der Landkreis stockt diese 
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Förderung mit einem Betrag bis zu 37.500 € auf. Auch bei den in den letzten Jahren im 
Krippenbereich umgesetzten Investitionsmaßnahmen haben die Kita-Träger im Landkreis 
regelmäßig einen erheblichen Finanzierungsanteil aus eigenen Mitteln getragen. 
 
Die Träger, die in den letzten Jahren erheblich in den Bau und die Sanierung ihrer Kinder-
tagesstätten investiert haben, erhielten bei Umsetzung der vorgeschlagenen Investitionshilfen 
nicht nur keine Zuwendung. Ihnen würde darüber hinaus auch noch die in Aussicht gestellte 
deutliche Erhöhung der laufenden Betriebskostenzuschüsse für das aus eigenen Mitteln 
ausgebaute Angebot gekürzt. Dies hätte eine doppelte Benachteiligung zur Folge. 
Losgelöst davon würde bei einer Neuregelung von Fördermodalitäten abhängig davon, in 
welcher Reihenfolge der jeweilige Zuwendungsantrag beim Landkreis eingegangen ist, ein 
weiteres Ungleichgewicht zwischen den Trägern geschaffen werden.  
 
 Investitionshilfen des Landes auch für den Kindergartenbereich in Planung 
 
In den Verhandlungen zwischen dem Land und den kommunalen Spitzenverbänden über einen 
finanziellen Ausgleich für die durch die Gebührenbefreiung ab dem 01.08.2018 entstehenden 
Einnahmeausfälle wurde am 24.05.2018 u.a. folgendes Ergebnis erzielt (Auszug aus einer 
Mitteilung des MK über die Verhandlungsergebnisse): 

 
„Die vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel sind auch für investive Maßnahmen und für 
Qualitätsverbesserungen in Kindertagesstätten einzusetzen. Land und Kommunen sind 
sich einig, dass die Verbesserung der Betreuung aber auch der Baulichkeiten wichtige 
Maßnahmen in der frühkindlichen Bildung darstellen. Sie vereinbaren daher eine Summe von 
61 Mio. Euro in der Zeit ab 01.08.2019 für eben solche Zwecke zu verwenden.“ 

 
Auch wenn bislang noch kein Entwurf für eine diese Vereinbarung ausgestaltende Richtlinie des 
Landes vorliegt, ist davon auszugehen, dass ab 01.08.2019 über die bisherige Richtlinie zum 
Ausbau des U3-Betreuungsangebotes hinaus auch für andere investive Maßnahmen im 
Bereich der Kindertagesstätten – also auch für Kindergärten – eine Förderung durch das Land 
erfolgen wird. Es erscheint insoweit sinnvoll, zunächst die Richtlinie des Landes und die darin 
festgelegten Fördervoraussetzungen abzuwarten. 
 
 Vorlaufzeit für eine Neuregelung der Kita-Investitionskostenförderung zu kurz 
 
Der aktuell gültige Rahmen für die durch den Landkreis im Kita-Bereich geleistete 
Investitionskostenförderung wurde in Verhandlungen mit den 38 kommunalen Kita-Trägern im 
Landkreis abgesteckt und - nach Beschlussfassung durch den Kreistag und die Gremien der 
kommunalen Träger - in der von allen Verhandlungspartnern unterzeichneten Kita-
Vereinbarung festgelegt (§ 7 sowie Anlage 2 zur Vereinbarung). 
 
Die Einführung neuer Rahmenbedingungen für die Investitionskostenförderung des Landkreises 
berührte unmittelbar den Inhalt der mit den Kita-Trägern geschlossenen Vereinbarung. Eine 
Neuregelung dieser Vereinbarungsinhalte, die darüber hinaus auch Einfluss auf die Höhe der 
laufenden Betriebskostenförderung hätte, setzte damit zunächst Verhandlungen mit den 
Vereinbarungspartnern über neue Regularien voraus. Eine insoweit notwendige Neufassung 
der Kita-Vereinbarung setzte hierbei dann die Zustimmung aller Vereinbarungspartner voraus, 
was wiederum eine vorherige Beratung auch in den Gremien der Kommunen notwendig 
machte. 
 
Es ist von daher festzustellen, dass das für eine Neufassung der Regularien der Kita-
Vereinbarung zum 01.01.2019 bestehende Zeitfenster deutlich zu knapp bemessen wäre. Dies 
gilt umso mehr, als man sich mit den Vereinbarungspartnern zunächst auf eine Vielzahl 
durchaus kontrovers zu betrachtender Detailfragen zu einigen hätte.  
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Fazit 
 
Da die vorgeschlagene Einführung einer Neuregelung zur Investitionsförderung zur 01.01.2019 
zum einen eine erhebliche Ungleichbehandlung der Kita-Träger im Landkreis zur Folge hätte 
und zum anderen für alle Kita-Träger im Landkreis eine erhebliche Kürzung der für die 
kommenden Jahre vom Kreistag avisierten laufenden Betriebskostenförderung bedeutete, sollte 
es bei der für den Kreishaushalt 2019 geplanten vollständigen Weitergabe der  Einsparungen 
im Kreishaushalt von ca. 2,7 Mio. € an alle Kita-Träger im Landkreis verbleiben.  
 
Wie vorstehend dargelegt, wäre eine Umsetzung im Übrigen bereits aufgrund der Kürze des 
hierfür zur Verfügung stehenden Zeitraums nicht möglich. 

 
 
 
 
 
 
Luttmann 



 

.../ 

# 

 
 
 
 

SPD – Fraktion im 
Kreistag Rotenburg (Wümme) 

Antrag 
„Investitionshilfen für Kindertagesstätten im Landkreis Rotenburg 
(Wümme)“ 
 

Hier: geänderter Antragstext 
 

Sehr geehrter Herr Landrat Luttmann, 
 
vor dem Hintergrund der Ausführungen von Kreisrat Höhl auf der Finanz-
Klausur der SPD-Fraktion hat sich die Grundlage für unseren o.g. Antrag 
geändert.   
Dementsprechend bitten wir um Beratung und Beschlussfassung des 
nachfolgenden -geänderten- Antragstextes: 
 

Der Kreistag des Landkreises Rotenburg (Wümme) möge beschließen: 
 

1. Der Landkreis Rotenburg stellt ab dem 01.01.2019 für Um-, Aus- 
und Neubaumaßnahmen der kommunalen Kindertagesstätten 
jährlich Investitionshilfen in einer Gesamthöhe von 1,6 Mio. € 
bereit.  
 

2. Für Um-, Aus- oder Neubaumaßnahmen können den Kommunen 
je Kindertagesstätte Fördermittel in Höhe von 20 % der 
nachgewiesenen Gesamtkosten bis zu einem Höchstbetrag von 
200.000 € gewährt werden.  
 

3. Sofern das Land Niedersachsen aus dem vom Bund im Rahmen 
des „Gute-Kita-Gesetzes“ in Aussicht gestellten Mittel bauliche 
Maßnahmen in den Gemeinden fördern sollte, vermindert sich die 
Förderung des Landkreises entsprechend.  
 

4. Der Förderzeitraum endet mit dem 31.12.2022. 
 

5. Die Vergabe der Mittel erfolgt in der Reihenfolge des Eingangs 
der Anträge. 

S P D - F r a k t i o n  i m  K r e i s t a g  R o t e n b u r g  ( W ü m m e )  
 

Herrn 
Landrat Hermann Luttmann 
Kreishaus 
Hopfengarten 2 
27356 Rotenburg 

Vorsitzender 
Bernd Wölbern 
An der Ramme 3 
27419 Wohnste 

 
Fon: 04169-919333 (p) 
Mobil 0170-2722246 
woelbern@web.de 

 
 
Finanzpolitischer Sprecher 
Wolfgang Harling 
 
 
 
 

05. November 2018 



 

Begründung: 
 

Die SPD-Fraktion im Kreistag Rotenburg (Wümme) begrüßt, dass die 
freiwerdenden Mittel in Höhe von aktuell 2,7 Mio. Euro schon jetzt den 
kreisangehörigen Kommunen entlastend zu Gute kommen. Damit folgt der 
Landkreis einer Forderung der SPD von Anfang 2017. 
Aufgrund des steigenden Bedarfs an Kindergarten- und Krippenplätzen und 
angesichts der gestiegenen Anforderungen an die Ausstattung der 
Kindertagesstätten müssen viele Kommunen des Landkreises Kindergärten 
in erheblichem Umfang aus-, um- oder sogar neu bauen.    
 
Es sind neben weiteren Gruppenräumen zusätzliche Räumlichkeiten zu 
schaffen für 
 
 die vorbereitende Unterrichtung der zukünftigen Grundschulkinder 
 die Einnahme von Frühstück und Mittagessen 
 die Unterbringung der Leitung und der anderen Mitarbeiter der 
 Kindertagesstätten“ 
 
Ferner sind bei einer Ausweitung des Angebotes über die Mittagszeit hinaus 
Schlafräume für die Krippenkinder in ruhiger Umgebung einzurichten. 
Schließlich wird vielfach der Bau zusätzlicher Sanitär-, Abstell- und 
Bewegungsräume sowie die Anpassung der Spielplätze notwendig werden.  
 
Zurzeit fördert das Land Niedersachsen und/oder ergänzungsweise der 
Landkreis Rotenburg (Wümme) lediglich die Schaffung von Krippenplätzen 
mit einer Summe von ca. 13.500 € pro Platz. Damit wird aber nur ein geringer 
Teil der notwendigen Investitionen gefördert. Dieser Umstand ist für die 
Städte und Gemeinden absolut unbefriedigend und motiviert aufgrund der 
finanziellen Überforderung die erforderlichen Investitionen in die 
Kindertagestätten nicht.  
 
Um Versorgungslücken bei den Kita-Angeboten zu schließen muss der 
Landkreis Rotenburg darum ab dem 01.01.2019 einen Teil der freiwerdenden 
Mittel für notwendige Um-, Aus- und Neubaumaßnahmen der 
Kindertagesstätten der kreisangehörigen Kommunen bereitstellen.  
Die zeitliche Begrenzung der Förderung soll die zügige Umsetzung 
garantieren. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
___________________  ____________________ 
Bernd Wölbern   Wolfgang Harling  



 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Haushaltsplan 2019, Teilhaushalt 5 - Jugend - 
 
Sachverhalt: 
 
Gegenstand der Haushaltsberatungen im Jugendhilfeausschuss sind die Planansätze für die 
folgenden Produkte:  

31.5.02 Frauenhaus 
34.1.01 Unterhaltsvorschussleistungen 
36.1.01 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege 
36.2.01 Jugendarbeit 
36.3.01 Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
36.3.02 Förderung der Erziehung in der Familie 
36.3.03 Hilfe zur Erziehung 
36.3.04 Hilfen für junge Volljährige 
36.3.05 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII 
36.3.06 Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, Vormundschaft, gerichtliche  Verfahren 
36.3.07 Verwaltung der Jugendhilfe 
36.5.01 Tageseinrichtungen für Kinder 
36.7.01 Erziehungsberatungsstelle 

 
Der entsprechende Auszug des Haushaltsplanentwurfs ist der Einladung beigefügt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Für die weiteren Beratungen zum Haushaltsplan 2019 werden die Plan-
ansätze der vorgenannten Produkte mit den in der Sitzung besprochenen 
Änderungen empfohlen. 
 

 
 
 
Luttmann 

 

B e sc h l uss vo r lag e  
Jugendamt  

Tagesordnungspunkt: 10 
 

 
Drucksachen-Nr.:  2016-21/0614 

Status:         öffentlich 

Datum:     19.11.2018 

 
Termin  Beratungsfolge: 

Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

29.11.2018 Jugendhilfeausschuss 

05.12.2018 Finanzausschuss 

06.12.2018 Kreisausschuss 

19.12.2018 Kreistag 

   

   

   



Teilhaushalt 5
zugeordnete Produkte Kostenstelle Produkt P.Gruppe P.Bereich Seite

Frauenhaus 51 31.5.02 315 31 259 - 261

Unterhaltsvorschussleistungen 51 34.1.01 341 34 262 - 264

Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und Tagespflege

51 36.1.01 361 36 265 - 267

Jugendarbeit 51 36.2.01 362 36 268 - 270

Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- 
und Jugendschutz

51 36.3.01 363 36 271 - 273

Förderung der Erziehung in der Familie 51 36.3.02 363 36 274 - 276

Hilfe zur Erziehung 51 36.3.03 363 36 277 - 279

Hilfen für junge Volljährige 51 36.3.04 363 36 280 - 282

Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII 51 36.3.05 363 36 283 - 285

Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, 
Vormundschaft, gerichtliche Verfahren

51 36.3.06 363 36 286 - 288

Verwaltung der Jugendhilfe 51 36.3.07 363 36 289 - 291

Tageseinrichtungen für Kinder 51 36.5.01 365 36 292 - 294

Erziehungsberatungsstelle 51 36.7.01 367 36 295 - 297

Ziele des Teilhaushaltes
Positive Rahmenbedingungen für Familien ausbauen; Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Stärkung und Erhalt der Erziehungskompetenzen von Eltern. Weiterentwicklung eines Netzwerkes früher Hilfen.  
Ausbau von präventiven niedrigschwelligen Angeboten im Landkreis. 
Förderung der individuellen Entwicklung junger Menschen und Abbau von sozialen Benachteiligungen 
Steuerung der Maßnahmen und Hilfen unter fachlichen und finanziellen Gesichtspunkten 
Konsequenter Schutz Kinder und Jugendlicher vor Kindeswohlgefahren 

Verantwortliche Organisationseinheit
Dezernat III

Verantwortliche Person(en)
Imke Colshorn

Anlage zu TOP 10



Teilhaushalt 5
Teilergebnishaushalt 2019

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

1.357.020 966.000 2.058.000 2.099.000 2.142.100 2.185.400

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 248 300 1.100 1.100 1.100 1.100

4. sonstige Transfererträge 1.545.383 2.127.900 2.241.600 2.277.600 2.315.200 2.353.000

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

1.242 500 500 500 500 500

6. privatrechtliche Entgelte 62.332 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 5.763.789 8.115.400 6.673.800 6.807.200 6.947.300 7.087.500

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 77.945 500 500 500 500 500

12. = Summe ordentliche Erträge 8.807.959 11.210.600 10.975.500 11.185.900 11.406.700 11.628.000

13. Personalaufwendungen 5.166.261 5.866.600 5.977.000 6.093.400 6.218.800 6.344.400

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 22.631 13.200 9.200 9.300 9.400 9.600

16. Abschreibungen 169.482 121.700 130.300 130.300 130.300 130.300

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 29.308.707 34.682.800 34.757.900 35.452.700 36.182.200 36.912.200

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 447.474 527.800 1.027.800 1.048.100 1.069.600 1.091.000

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 35.114.555 41.212.100 41.902.200 42.733.800 43.610.300 44.487.500

21. = ordentliches Ergebnis -26.306.596 -30.001.500 -30.926.700 -31.547.900 -32.203.600 -32.859.500

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -26.306.596 -30.001.500 -30.926.700 -31.547.900 -32.203.600 -32.859.500

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 1.978.866 2.173.000 2.199.500 2.245.100 2.288.900 0

Saldo ILV -1.978.866 -2.173.000 -2.199.500 -2.245.100 -2.288.900 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -28.285.462 -32.174.500 -33.126.200 -33.793.000 -34.492.500 -32.859.500



Teilhaushalt 5
Teilfinanzhaushalt 2019

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen (außer 
für Investitionstätigkeit)

1.076.602 966.000 2.058.000 2.099.000 2.142.100 2.185.400

3. sonstige Transfereinzahlungen 1.591.140 2.127.900 2.241.600 2.277.600 2.315.200 2.353.000

4. öffentlich-rechtliche Entgelte (außer Beitr. u. ähnl. 
Entgelte f. Inv.-Tätigkeit)

946 500 500 500 500 500

5. privatrechtliche Entgelte (außer für 
Investitionstätigkeit)

62.332 0 0 0 0 0

6. Kostenerstattungen und Kostenumlagen (außer 
für Investitionstätigkeit)

5.838.899 8.115.400 6.673.800 6.807.200 6.947.300 7.087.500

7. Zinsen und ähnliche Einzahlungen 0 0 0 0 0 0

8. Einz. a. d. Veräußerung geringwert. VermGG 0 0 0 0 0 0

9. sonstige haushaltswirksame Einzahlungen 695 500 500 500 500 500

10. = Summe d. Einz. aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

8.570.613 11.210.300 10.974.400 11.184.800 11.405.600 11.626.900

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

11. Personalauszahlungen 4.988.174 5.715.100 5.813.500 5.927.000 6.049.200 6.171.100

12. Versorgungsauszahlungen 0 0 0 0 0 0

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 
und für den Erwerb geringw. 
Vermögensgegenstände

22.355 13.200 9.200 9.300 9.400 9.600

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen 0 0 0 0 0 0

15. Transferauszahlungen (außer für 
Investitionstätigkeit)

29.279.484 34.682.800 34.757.900 35.452.700 36.182.200 36.912.200

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 555.852 527.800 1.027.800 1.048.100 1.069.600 1.091.000

17. = Summe d. Ausz. aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

34.845.865 40.938.900 41.608.400 42.437.100 43.310.400 44.183.900

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -26.275.252 -29.728.600 -30.634.000 -31.252.300 -31.904.800 -32.557.000

Einzahlungen für Investitionstätigkeit 

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigk. 0 0 0 0 0 0

21. Veräußerung von Sachvermögen 0 0 0 0 0 0

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen 0 0 0 0 0 0

23. sonstige Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0

24. = Summe d. Einz. für Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0

Auszahlungen für Investitionstätigkeit 

25. Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 0 0 0 0 0 0

26. Baumaßnahmen 0 0 0 0 0 0

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 0 0 0 0 0 0

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen 0 0 0 0 0 0

29. Aktivierbare Zuwendungen 241.500 0 20.000 0 0 0

30. sonstige Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0

31. = Summe d. Ausz. für Investitionstätigkeit 241.500 0 20.000 0 0 0

32. Saldo aus Investitionstätigkeit -241.500 0 -20.000 0 0 0

33. Finanzmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 
(Summe Zeile 18 u. 32)

-26.516.752 -29.728.600 -30.654.000 -31.252.300 -31.904.800 -32.557.000
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Teilfinanzhaushalt 2019

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 

34. Einz.; Aufn. v. Kred. u. inneren Darl. für 
Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

35. Ausz.; Tilg. v. Kred. u. Rückz. v. inn. Darl. für 
Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit (Saldo aus 
Zeile 34 u. 35)

0 0 0 0 0 0

37. = Finanzmittelveränderung (Summe der 
Zeilen 33 u. 36)

-26.516.752 -29.728.600 -30.654.000 -31.252.300 -31.904.800 -32.557.000



Produkt 31.5.02 Frauenhaus

Produktbeschreibung
Der Landkreis unterhält ein Frauenhaus und eine Beratungs- und Interventionsstelle (BISS) gegen Gewalt.  
Frauen und ihren Kindern wird Schutz und Zuflucht bei körperlicher, seelischer und sexueller Misshandlung  
gegeben. 

Auftragsgrundlage
Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten und Nachstellungen (Gewaltschutzgesetz - GewSchG) 

Ziele
Die Mehrheit der Klienten bezeichnet die Hilfe als zufriedenstellend oder voll zufriedenstellend. 
Von Gewalt bedrohte Frauen erhalten ausreichende Beratung und finden Schutz. 

Maßnahmen zur Zielerreichung
Beratungsmöglichkeiten werden vorgehalten 
Schutzsuchende erhalten Zuflucht 
Vernetzung mit anderen Behörden, Institutionen und Trägern zur Verbesserung des Schutzes von Gewalt  
betroffener Frauen 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 31.5.02 Frauenhaus
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

99.415 85.000 90.000 91.800 93.600 95.500

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 179 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 99.594 85.000 90.000 91.800 93.600 95.500

13. Personalaufwendungen 198.839 210.300 209.500 213.600 218.000 222.300

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 716 1.200 1.200 1.200 1.200 1.200

16. Abschreibungen 67 100 100 100 100 100

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 10.205 5.800 4.800 4.800 4.800 4.900

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 209.826 217.400 215.600 219.700 224.100 228.500

21. = ordentliches Ergebnis -110.232 -132.400 -125.600 -127.900 -130.500 -133.000

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -110.232 -132.400 -125.600 -127.900 -130.500 -133.000

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 70.231 79.800 80.900 82.600 84.200 0

Saldo ILV -70.231 -79.800 -80.900 -82.600 -84.200 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -180.463 -212.200 -206.500 -210.500 -214.700 -133.000



Produkt 31.5.02 Frauenhaus

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 3,03 3,18

Erläuterungen
Zeile 2: Zuwendungen vom Land für das Frauenhaus und die Beratungsstelle BISS - Richtlinie, Spenden 
Zeile 15: Ausstattung (Bürobedarf, etc.) 
Zeile 19: Aufwendungen für den Betrieb 



Produkt 34.1.01 Unterhaltsvorschussleistungen

Produktbeschreibung
Das Produkt beinhaltet die Beratung von Anspruchsberechtigten, die Bearbeitung von Anträgen nach dem  
Unterhaltsvorschussgesetz sowie die Heranziehung von Unterhaltspflichtigen. 

Auftragsgrundlage
Unterhaltsvorschussgesetz 

Ziele
- Erreichen einer Rückholquote von 20 % 

Maßnahmen zur Zielerreichung
Umsetzung von Maßnahmen zur Erfüllung und  Steigerung der Rückholquote 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 34.1.01 Unterhaltsvorschussleistungen
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 395.363 1.017.900 1.131.600 1.145.400 1.159.900 1.174.400

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 1.582.766 3.315.400 4.023.800 4.104.200 4.188.700 4.273.200

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 15.198 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 1.993.327 4.333.300 5.155.400 5.249.600 5.348.600 5.447.600

13. Personalaufwendungen 419.740 558.900 549.100 559.700 571.300 582.800

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 7.636 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 2.277.911 4.839.600 5.347.200 5.454.100 5.566.400 5.678.700

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 600 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 2.705.887 5.398.500 5.896.300 6.013.800 6.137.700 6.261.500

21. = ordentliches Ergebnis -712.560 -1.065.200 -740.900 -764.200 -789.100 -813.900

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -712.560 -1.065.200 -740.900 -764.200 -789.100 -813.900

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 129.176 189.700 192.100 196.100 200.100 0

Saldo ILV -129.176 -189.700 -192.100 -196.100 -200.100 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -841.735 -1.254.900 -933.000 -960.300 -989.200 -813.900



Produkt 34.1.01 Unterhaltsvorschussleistungen

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 7,50 7,50

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Rückholquote in % 16,00 20,00 15,00

Erläuterungen
Zeile 4: Unterhaltsansprüche gegen Unterhaltsverpflichtete sowie Rückzahlung gewährter Unterhaltsvorschussleistungen, 
Zeile 7: Erstattungen von Unterhaltsvorschussleistungen vom Land 
Zeile 18: Leistungen an Berechtigte, erhebliche Steigerung nach Änderung des UVG-Gesetzes in 2017 



Produkt 36.1.01 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege

Produktbeschreibung
Es handelt sich um die Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege durch Fachberatung in den   
Einrichtungen, Vermittlung und Qualifizierung von Tagespflegepersonen u. ä. 

Auftragsgrundlage
§ 22-24 SGB VIII, § 11 KiTaG Niedersachsen 

Ziele
Qualifizierung von Tagespflegepersonen 

Maßnahmen zur Zielerreichung
Akquise und Durchführung eines Qualifizierungskurses für Tagespflegepersonen 
Umsetzung des Konzeptes für Sprachförderung 
Übernahme von Beiträgen zur Kindertagesbetreuung für einkommensschwache Eltern für unter Dreijährige und  
Hortkinder 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.1.01 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

946.138 600.000 1.686.000 1.719.700 1.755.100 1.790.500

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 494.235 400.000 390.000 397.800 405.900 414.100

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 4.946 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 1.445.319 1.000.000 2.076.000 2.117.500 2.161.000 2.204.600

13. Personalaufwendungen 559.914 768.300 880.700 897.800 916.300 934.900

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 4.533 10.000 6.000 6.100 6.200 6.300

16. Abschreibungen 5.080 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 4.580.617 4.863.000 3.259.000 3.324.100 3.392.500 3.460.900

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 134 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 5.150.278 5.641.300 4.145.700 4.228.000 4.315.000 4.402.100

21. = ordentliches Ergebnis -3.704.959 -4.641.300 -2.069.700 -2.110.500 -2.154.000 -2.197.500

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -3.704.959 -4.641.300 -2.069.700 -2.110.500 -2.154.000 -2.197.500

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 256.393 259.300 262.400 267.900 273.100 0

Saldo ILV -256.393 -259.300 -262.400 -267.900 -273.100 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -3.961.352 -4.900.600 -2.332.100 -2.378.400 -2.427.100 -2.197.500



Produkt 36.1.01 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 9,95 11,85

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Anzahl der qualifizierten Tagespflegepersonen 80 80

Durchführung Qualifizierungskurse Tagespflege 0 1 1

Erläuterungen
Zeile 2: Landeszuwendung Tagespflege und Erhöhung der Sprachförderung gem. § 18a KitaG sowie Förderung gem. Quik Richtlinie und 
BRÜCKE Richtlinie 
Zeile 4: Kostenbeiträge der Sorgeberechtigten zur Tagespflege 
Zeile 15: Betriebskosten der Familienservicebüros 
Zeile 18: Wegfall der Übernahme der Elternbeiträge im vorletzten Kindergartenjahr gem. § 21 KitaG ab Kitajahr 2018/2019 - Übertragung 
des Ansatzes in Produkt 36.5.01 für Betriebskostenförderung; Übernahme der Elternbeiträge für einkommensschwache Eltern 
Übertragung der Einsparung durch § 16b KitaG ebenfalls in Produkt 36.5.01 für Kosten der Tagespflege; Weitergabe der Förderung gem. Quik-
Richtlinie, 
Änderung Förderrichtlinie Sprachförderung Übergang § 18a KitaG; Änderung des Konzeptes zur Akquise, Qualifizierung und Fortbildung von 
Tagespflegepersonen; 
Qualifizierungsmaßnahmen in Kindertageseinrichtungen Sprachförderung ets. 



Produkt 36.2.01 Jugendarbeit

Produktbeschreibung
Das Produkt beinhaltet die Förderung der Entwicklung von jungen Menschen durch Jugendarbeit (z. B. Kinder- und 
Jugenderholung) und Jugendverbandsarbeit. 

Auftragsgrundlage
§§ 11 und 12 SGB VIII 

Ziele
Bedarfsgerechte Förderung an Plätzen für Kinder und Jugendliche in Freizeitmaßnahmen ( z. B. Ferienmaßnahmen)  
gemäß Handreichung des Landkreises 
Qualifizierung von Jugendgruppenleitern 
Förderung von Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit  

Maßnahmen zur Zielerreichung
Finanzielle Förderung von Ferienmaßnahmen gemäß Verwaltungshandreichungen 
Durchführung von Jugendgruppenleiterschulungen 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.2.01 Jugendarbeit
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

1.725 2.000 2.000 2.000 2.000 2.100

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 12.991 10.000 10.000 10.200 10.400 10.600

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

638 500 500 500 500 500

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 1.093 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 16.447 12.500 12.500 12.700 12.900 13.200

13. Personalaufwendungen 86.137 67.500 60.200 61.200 62.500 63.900

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 8.452 7.800 7.500 7.500 7.500 7.500

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 157.775 219.500 202.900 206.900 211.100 215.400

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 252.363 294.800 270.600 275.600 281.100 286.800

21. = ordentliches Ergebnis -235.917 -282.300 -258.100 -262.900 -268.200 -273.600

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -235.917 -282.300 -258.100 -262.900 -268.200 -273.600

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 28.113 32.500 33.000 33.700 34.300 0

Saldo ILV -28.113 -32.500 -33.000 -33.700 -34.300 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -264.030 -314.800 -291.100 -296.600 -302.500 -273.600



Produkt 36.2.01 Jugendarbeit

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen
Nr. Bezeichnung Gesamtaus- 

gabe-/ -ein- 
nahmebedarf 

(Ansatz)

Ansatz
2019

Bisher 
bereitgestellt 

(Ansatz)

Verpflichtungs-
ermächtigungen

Finanzplan
2020

Finanzplan
2021

Finanzplan
2022

OBER Investitionen ab 20.000 €
2019/51010 Beihilfen an Verbände 
und Vereine für Jugendräume

20.000 20.000 0 0 0 0 0

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 1,10 1,10

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Anzahl der geförderten Freizeitmaßnahmen 139 140 140

Anzahl ausgestellte Juleicas 173 170 170

Erläuterungen
Zeile 2: Zuwendung vom Land für Jugendgruppenleiterkurs, Spenden 
Zeile 4: Kostenbeiträge der Eltern für die Kinderfreizeit des Landkreises 
Zeile 5: Teilnehmerbeiträge JuLeiCa-Kurse 
Zeile 18: Zuschüsse laut Verwaltungshandreichung für Ferienfreizeiten u. Arbeitsmaterialien von Kirchengemeinden, Vereinen etc., 
Renovierung von Gruppenräumen sowie Ferienfreizeit des LK, Zuschüsse für Lehrgänge u. Tagungen u. ggf. 
internationale Jugendbegegnungen 



Produkt 36.3.01 Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

Produktbeschreibung
Das Produkt beinhaltet Maßnahmen und Angebote zum Ausgleich sozialer und individueller Beeinträchtigung und  
zum Schutz vor gefährdenden Einflüssen. 

Auftragsgrundlage
§§ 13 und 14 SGB VIII 

Ziele
- Unterstützung von jungen Menschen/deren Eltern zur Abgrenzung von und Schutz vor gefährdenden Einflüssen 

Maßnahmen zur Zielerreichung
- Förderung präventiver, sozialpädagogischer Maßnahmen, insbesondere im schulischen Bereich 
- Unterstützung von jungen Menschen bei der sozialen Integration 
- Vernetzung und Angebotsabstimmung mit anderen Ämtern, Behörden und Trägern  

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.01 Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

13. Personalaufwendungen 58.133 67.500 60.200 61.200 62.500 63.900

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 10.370 56.000 56.000 57.100 58.200 59.400

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 68.503 123.500 116.200 118.300 120.700 123.300

21. = ordentliches Ergebnis -68.503 -123.500 -116.200 -118.300 -120.700 -123.300

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -68.503 -123.500 -116.200 -118.300 -120.700 -123.300

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 27.488 32.600 33.000 33.700 34.400 0

Saldo ILV -27.488 -32.600 -33.000 -33.700 -34.400 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -95.992 -156.100 -149.200 -152.000 -155.100 -123.300



Produkt 36.3.01 Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 1,10 1,10

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr
Anzahl der geförderten Maßnahmen gem. 
Kooperationsvereinbarung mit den Schulen

17 50 50

Erläuterungen
Zeile 18: Aufwand für Präventionsprogramme und Kooperationsvereinbarung Schule - Jugendamt zur Förderung präventiver Aufgaben 



Produkt 36.3.02 Förderung der Erziehung in der Familie

Produktbeschreibung
Es werden Angebote für Erziehungsberechtigte und junge Menschen zur Unterstützung der Erziehungsverantwortung 
(z. B. Konfliktlösungsstrategien) unterbreitet. Hinzu kommen die Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trenn-  
ung und Scheidung sowie die Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der Personensorge und des Umgangs- 
rechts. 

Auftragsgrundlage
§8a SGB VIII, §§ 16 - 21 SGB VIII, KKG 

Ziele
- Erziehungsberechtigte nehmen ihre Erziehungsverantwortung besser wahr. 
- Konflikte und Krisen im Rahmen von Trennung und Scheidung werden dem Kindeswohl entsprechend gelöst.  
- Die Ausübung der Personensorge und des Umgangsrechtes erfolgen weitgehend konfliktfrei und kindgerecht. 
- Alleinerziehende Mütter oder Väter können ihr Kind allein versorgen. Schwangere Frauen sind auf ihr  
Elterndasein vorbereitet. 
- Die Betreuung von Kindern in Notsituationen ist sichergestellt. 
- Sicherstellung des Kindeswohls  
- Auf-/Ausbau verbindlicher Netzwerkstruturen, Verbesserung der Fach- und Handlungskompetenzen von Netzwerken 
- Sicherstellung von niedrigschwelliger und kostenfreier Unterstützung (Frühe Hilfen) 

Maßnahmen zur Zielerreichung
- Finanzierung gemeinsamer Wohnformen für Mütter oder Väter mit ihren Kindern  
- Beratung und Unterstützung von Eltern und anderen Erziehungsberechtigten 
- Vorhalten eines Beratungsangebotes nach §§ 16, 17 und 18 SGB VIII 
- Die Finanzierung von Maßnahmen gem. § 20 SGB VIII 
- Ausbau bedürfnisorientierter und passgenauer Beratungsangebote 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.02 Förderung der Erziehung in der Familie
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

155.509 125.000 125.000 127.500 130.100 132.700

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 30.046 20.000 30.000 30.600 31.200 31.800

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 3.271 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 188.826 145.000 155.000 158.100 161.300 164.500

13. Personalaufwendungen 514.412 483.700 496.600 506.200 516.400 527.000

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 537 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 1.104.822 1.338.700 1.378.800 1.406.300 1.435.200 1.464.200

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 103 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.619.874 1.822.400 1.875.400 1.912.500 1.951.600 1.991.200

21. = ordentliches Ergebnis -1.431.048 -1.677.400 -1.720.400 -1.754.400 -1.790.300 -1.826.700

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -1.431.048 -1.677.400 -1.720.400 -1.754.400 -1.790.300 -1.826.700

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 177.009 190.900 193.200 197.300 201.200 0

Saldo ILV -177.009 -190.900 -193.200 -197.300 -201.200 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -1.608.057 -1.868.300 -1.913.600 -1.951.700 -1.991.500 -1.826.700



Produkt 36.3.02 Förderung der Erziehung in der Familie

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 7,42 7,65

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr
Anzahl der geförderten Anträge gem. der 
Verwaltungshandreichung zur Förderung der freien 
Jugendhilfe 10 12 12

Anzahl der geförderten Eltern-Kind-Gruppen 26 26

Erläuterungen
Zeile 2: Landeszuwendungen für familienunterstützende Maßnahmen, Förderung durch Bundesfond Frühe Hilfen 
Zeile 4: Kostenbeiträge für Personen in Mutter/Vater-Kind-Einrichtungen 
Zeile 18: Zuschüsse auf Antrag gem. Verwaltungshandreichung an freie Träger, Finanzierung von Kompetenzzentren sowie Maßnahmen im 
Bereich Früher Hilfen wie 
z. B. Willkommensbesuche bei Neugeborenen, Betrieb Koordinierungsstelle zum Einsatz von Familienhebammen. 
Insgesamt sollen mit dem Ausbau von präventiven Angeboten im LK niedrigschwellige Angebote für junge Familien 
geschaffen und ggf. spätere Hilfen zur Erziehung vermieden werden. Vernetzung Schulen. Transferaufwendungen für Anspruchsleistungen: 
Begleiteter Umgang, Betreuung in Notsituationen und Unterbringungen in Mutter-Kind-Einrichtungen, 
Einrichtung und Betrieb eines  Beratungszentrums für emotionale und soziale Entwicklung(BesE)  



Produkt 36.3.03 Hilfe zur Erziehung

Produktbeschreibung
Es gilt der Grundsatz, Selbsthilfekräfte zu mobilisieren und Veränderungen zu erreichen. Personensorgeberech- 
tigte sollen bei der Erziehung eines Kindes oder Jugendlichen durch geeignete und notwendige Hilfen in  
ambulanter, teilstationärer oder stationärer Form unterstützt werden,  wenn eine dem Wohl des Kindes oder  
Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist. Unterstützende, ambulante Hilfen haben Vorrang  
vor Hilfen außerhalb der Familie.  
Zum Schutz von Kindern und Jugendlichen sind vorläufige Maßnahmen (Inobhutnahmen) einzuleiten.  
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sind nach Einreise oder im Zuge eines Verteilungsverfahrens  
unterzubringen. 

Auftragsgrundlage
§§ 8a, 27 - 35 SGB VIII, §§ 42, 42a, 42b SGB VIII,  § 52 JGG 

Ziele
Es werden mehr ambulante als stationäre Hilfen geleistet (mind. mit der Quote 1,4). 
In 90 % aller beendeten ambulanten Hilfefälle soll eine weitergehende Erziehungshilfe vermieden werden. 
Die durchschnittlichen Laufzeiten der eingeleiteten Hilfen sollen den Vorgaben der eigenen Mindeststandards  
entsprechen. 

Maßnahmen zur Zielerreichung
- Finanzierung von geeigneten und notwendigen Anspruchsleistungen zum Schutz bzw. zur Gewährung des Wohls von  
Kindern und Jugendlichen 
- Ambulante Hilfen haben Vorrang vor stationären Maßnahmen 
- Hilfen werden gezielt und konkret geplant und durchgeführt. 
- Qualitätsdialog mit freien Trägern zur Sicherstellung der Eignung erzieherischer Hilfen und Schutzmaßnahmen 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.03 Hilfe zur Erziehung
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

42.000 41.000 42.000 42.800 43.700 44.600

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 520.605 600.000 600.000 612.000 624.600 637.200

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

296 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 62.153 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 3.841.819 4.650.000 2.500.000 2.550.000 2.602.500 2.655.000

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 22.194 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 4.489.066 5.291.000 3.142.000 3.204.800 3.270.800 3.336.800

13. Personalaufwendungen 1.006.090 1.320.800 1.298.600 1.324.300 1.351.500 1.378.800

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 16.990 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 31.541 50.000 50.000 50.000 50.000 50.000

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 12.642.481 13.286.000 10.770.000 10.985.400 11.211.500 11.437.700

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 414.703 500.000 1.000.000 1.020.000 1.041.000 1.062.000

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 14.111.805 15.156.800 13.118.600 13.379.700 13.654.000 13.928.500

21. = ordentliches Ergebnis -9.622.739 -9.865.800 -9.976.600 -10.174.900 -10.383.200 -10.591.700

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -9.622.739 -9.865.800 -9.976.600 -10.174.900 -10.383.200 -10.591.700

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 482.243 492.400 498.300 508.500 518.400 0

Saldo ILV -482.243 -492.400 -498.300 -508.500 -518.400 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -10.104.983 -10.358.200 -10.474.900 -10.683.400 -10.901.600 -10.591.700



Produkt 36.3.03 Hilfe zur Erziehung

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 18,96 18,74

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr
In 80% der Hilfen entspricht die durchschnittliche Laufzeit den 
Vorgaben der eigenen 
Mindeststandards 83,0 80,0 80,0

Erläuterungen
Zeile 2: Landesförderung von Projekten zur ambulanten sozialpädagogischen Betreuung junger Straffälliger (Jugendgerichtshilfe) 
Zeile 4: Kostenbeiträge für gewährte Hilfen zur Erziehung 
Zeile 7: Kostenerstattungen von anderen Jugendämtern für durch den LK gewährte Leistungen sowie Kostenerstattungen für UMA 
nach § 89d SGB VIII und erwartete Verwaltungskostenpauschale vom Land 2000 € pro UMA 
Zeile 18: Transferaufwendung für Soz. Gruppenarbeit, Erziehungsbeistand, Sozialpädagogische Familienhilfe, Tagesgruppe, Vollzeitpflege, 
Inobhutnahme in Familien (Bereitschaftspflegefamilien), Jugendgerichtshilfe, Intensive soz.-päd. Einzelbetreuung 
Heimerziehung, Inobhutnahmestelle und rückläufige Unterbringung von UMA. 
Zeile 19: Erstattungen an Städte und Gemeinden 



Produkt 36.3.04 Hilfen für junge Volljährige

Produktbeschreibung
Es gilt der Grundsatz: Selbsthilfekräfte zu mobilisieren und Veränderungen zu erreichen. Die ambulanten und 
stationären Hilfen sollen jungen Volljährigen ermöglichen, ihr Leben eigenverantwortlich und selbständig zu    
gestalten. Unterstützende, ambulante Hilfen haben Vorrang vor stationären Hilfen.  

Auftragsgrundlage
§§ 18, 41 SGB VIII i.V.m. §§ 30, 33, 34, 35 SGB VIII 

Ziele
Junge Volljährige sind mit Abschluss der Hilfe in der Lage, für sich selbst zu sorgen oder wurden in  
geeignete Maßnahmen vermittelt. 

Maßnahmen zur Zielerreichung
80% haben bei Beendigung der Hilfe einen Schul- oder Berufsabschluss erlangt 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.04 Hilfen für junge Volljährige
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 40.268 50.000 50.000 51.000 52.000 53.100

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 135.619 50.000 50.000 51.000 52.000 53.100

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 2.963 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 178.850 100.000 100.000 102.000 104.000 106.200

13. Personalaufwendungen 282.777 249.000 247.900 252.500 257.600 262.900

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 2.387 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 430.820 760.000 760.000 775.200 791.100 807.100

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 103 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 716.087 1.009.000 1.007.900 1.027.700 1.048.700 1.070.000

21. = ordentliches Ergebnis -537.237 -909.000 -907.900 -925.700 -944.700 -963.800

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -537.237 -909.000 -907.900 -925.700 -944.700 -963.800

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 90.576 97.500 98.700 100.800 102.800 0

Saldo ILV -90.576 -97.500 -98.700 -100.800 -102.800 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -627.814 -1.006.500 -1.006.600 -1.026.500 -1.047.500 -963.800



Produkt 36.3.04 Hilfen für junge Volljährige

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 3,71 3,66

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr
Anteil der jungen Volljährigen, die mit Beendigung der Hilfe 
einen Schul- oder 

80,0 50

Berufsabschluss haben 80,0 80,0

Erläuterungen
Zeile 4: Kostenbeiträge für gewährte Hilfen für junge Volljährige 
Zeile 7: Kostenerstattungen von anderen Jugendämtern für durch den LK gewährte Leistungen für junge Volljährige in Pflegefamilien 
Zeile 18: Transferaufwendungen für Vollzeitpflege, Heimunterbringung und Erziehungsbeistandschaft 



Produkt 36.3.05 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII

Produktbeschreibung
Es soll seelisch behinderten oder von einer seelischen Behinderung bedrohten Kindern, Jugendlichen und jungen 
Volljährigen eine ihrem Alter entsprechende Teilhabe am Leben in der Gesellschaft ermöglicht werden. 

Auftragsgrundlage
§§ 35a, 41 SGB VIII 

Ziele
keine weitere Steigungen im Bereich der schulischen Integrationshilfen 

Maßnahmen zur Zielerreichung
Vermittlung in passgenaue Hilfen 
Weiterentwicklung der Kooperation mit den Anbietern  der schulischen Integrationshilfe 
Umstrukturierung der Arbeitsabläufe im Sachgebiet Eingleiderungshilfe 
(Weiter)Entwicklung der Kooperation mit den Schulen 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.05 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

112.233 113.000 113.000 115.200 117.600 120.000

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 80.269 30.000 30.000 30.600 31.200 31.800

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 203.585 100.000 100.000 102.000 104.100 106.200

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 2.582 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 398.669 243.000 243.000 247.800 252.900 258.000

13. Personalaufwendungen 559.871 618.700 640.300 652.800 666.300 679.600

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 3.166.975 3.150.000 3.571.000 3.642.400 3.717.400 3.792.400

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 103 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 3.726.948 3.768.700 4.211.300 4.295.200 4.383.700 4.472.000

21. = ordentliches Ergebnis -3.328.279 -3.525.700 -3.968.300 -4.047.400 -4.130.800 -4.214.000

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -3.328.279 -3.525.700 -3.968.300 -4.047.400 -4.130.800 -4.214.000

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 189.186 238.100 241.000 246.100 251.000 0

Saldo ILV -189.186 -238.100 -241.000 -246.100 -251.000 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -3.517.465 -3.763.800 -4.209.300 -4.293.500 -4.381.800 -4.214.000



Produkt 36.3.05 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 9,34 9,64

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr
Vermittlung in passgenaue Hilfe erfolgt innerhalb eines Monats 
nach Feststellung des 
individuellen Hilfebedarfs 90,0 90,0

Erläuterungen
Zeile 2: Pauschale vom Land Niedersachsen für inklusionsbedingte Mehraufwendungen (schulische Integrationshilfen) 
Zeile 4: Kostenbeiträge für gewährte Eingliederungshilfen für seel. behinderte Kinder, Jugendliche und junge Volljährige 
Zeile 7: Kostenerstattungen von anderen Jugendämtern für durch den Landkreis gewährte Leistungen 
Zeile 18: Transferaufwendungen für ambulante Hilfen für Kinder/Jugendliche und junge Volljährige (schulische Integrationshilfe, Legasthenie, 
Dyskalkulie, Autismus-Therapie); Transferaufwendungen für stationäre Hilfen für Kinder/Jugendliche und junge Volljährige. 



Produkt 36.3.06 Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, Vormundschaft, gerichtliche Verfahren

Produktbeschreibung
Das Produkt umfasst die Adoptionsvermittlung, Beistandschaft, Pflegschaft und Vormundschaft für Kinder und     
Jugendliche sowie die Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren. Die Urkundspersonen beim Jugendamt sind befugt, 
Beurkundungen und Beglaubigungen vorzunehmen, z.B. Erklärungen über die Anerkennung der Vaterschaft, Sorge- 
erklärungen und Unterhaltserklärungen. 

Auftragsgrundlage
§§ 18, 50 - 59 SGB VIII, §§ 1741 - 1766, 1793 und 1800 BGB, AdVermiG 

Ziele
Schutz, Förderung und Unterstützung von Minderjährigen und Sicherstellung ihrer Rechte  
Unterstützung der wirtschaftlichen Absicherung der Minderjährigen 

Maßnahmen zur Zielerreichung
Beurkundungen und Beglaubigungen, Vermittlung in Adoption 
Gewährleistung des regelmäßigen persönlichen Kontaktes zwischen gesetzlichem Vertreter und Mündel 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.06 Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, Vormundschaft, gerichtliche Verfahren
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge -28.393 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 21.509 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge -6.885 0 0 0 0 0

13. Personalaufwendungen 1.259.694 1.283.700 1.269.400 1.294.500 1.321.100 1.347.600

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 273 0 0 0 0 0

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 2.079 2.500 500 500 500 500

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.262.046 1.286.200 1.269.900 1.295.000 1.321.600 1.348.100

21. = ordentliches Ergebnis -1.268.930 -1.286.200 -1.269.900 -1.295.000 -1.321.600 -1.348.100

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -1.268.930 -1.286.200 -1.269.900 -1.295.000 -1.321.600 -1.348.100

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 435.615 459.600 465.000 474.300 483.200 0

Saldo ILV -435.615 -459.600 -465.000 -474.300 -483.200 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -1.704.546 -1.745.800 -1.734.900 -1.769.300 -1.804.800 -1.348.100



Produkt 36.3.06 Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, Vormundschaft, gerichtliche Verfahren

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 17,36 18,11

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr
Die gesetzlich vorgegebene Zahl der Mündel/Vormund wird 
eingehalten

50 zu 1 50 zu 1

Erläuterungen
Zeile 19: Ausgaben für die Amtsvormundschaften 



Produkt 36.3.07 Verwaltung der Jugendhilfe

Produktbeschreibung
In diesem Produkt werden aus statistischen Gründen die Verwaltungskosten der Jugendhilfe nachgewiesen. 

Ziele
- Effiziente Dienstleistungsbehörde 
- Unbürokratische Aufgabenerledigung 
- Sicherstellung der Fachlichkeit der Mitarbeiter 
- Kunden- und Mitarbeiterorientierung 

Maßnahmen zur Zielerreichung
Unterstützung der Informations- und Fortbildungskultur 
Angemessene Ausstattung mit Literatur und weiteren Informationsmaterialien 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.07 Verwaltung der Jugendhilfe
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

196 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 4.190 500 500 500 500 500

12. = Summe ordentliche Erträge 4.386 500 500 500 500 500

13. Personalaufwendungen 48.101 0 0 0 0 0

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 19.445 19.500 22.500 22.800 23.300 23.600

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 67.546 19.500 22.500 22.800 23.300 23.600

21. = ordentliches Ergebnis -63.160 -19.000 -22.000 -22.300 -22.800 -23.100

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -63.160 -19.000 -22.000 -22.300 -22.800 -23.100

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 1.969 4.600 4.700 4.800 4.900 0

Saldo ILV -1.969 -4.600 -4.700 -4.800 -4.900 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -65.129 -23.600 -26.700 -27.100 -27.700 -23.100



Produkt 36.3.07 Verwaltung der Jugendhilfe

Erläuterungen
Zeile 11: Bußgelder für Verstöße gegen das Jugendschutzgesetz 
Zeile 19: Mitgliederbeiträge an Verbände und Vereine, Aufwendungen der Jugendhilfeplanung (z. B. Durchführung von Befragungen), 
Kosten für Kommunalen Schadensausgleich 



Produkt 36.5.01 Tageseinrichtungen für Kinder

Produktbeschreibung
Das Produkt umfasst die Vereinbarungen mit den Gemeinden über die Tageseinrichtungen für Kinder. 

Auftragsgrundlage
§ 24 SGB VIII; § 12 KiTaG Niedersachsen 

Ziele
- Erfüllung des Rechtsanspruches bei den 3-6-jährigen (100 % Versorgung) 
- Erfüllung des Rechtsanspruches bei den unter 3-jährigen  

Maßnahmen zur Zielerreichung
- Vereinbarungen mit den Gemeinden zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 
- Förderung und Ausbau weiterer Krippenplätze 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.5.01 Tageseinrichtungen für Kinder
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 800 800 800 800

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

112 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 112 0 800 800 800 800

13. Personalaufwendungen 0 0 0 0 0 0

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 113.783 63.800 72.700 72.700 72.700 72.700

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 4.649.525 5.870.000 9.110.000 9.292.200 9.483.400 9.674.700

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.763.308 5.933.800 9.182.700 9.364.900 9.556.100 9.747.400

21. = ordentliches Ergebnis -4.763.196 -5.933.800 -9.181.900 -9.364.100 -9.555.300 -9.746.600

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -4.763.196 -5.933.800 -9.181.900 -9.364.100 -9.555.300 -9.746.600

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 3.325 4.800 4.800 5.000 5.100 0

Saldo ILV -3.325 -4.800 -4.800 -5.000 -5.100 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -4.766.521 -5.938.600 -9.186.700 -9.369.100 -9.560.400 -9.746.600



Produkt 36.5.01 Tageseinrichtungen für Kinder

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Versorgungsquote in der Altersgruppe 3-6 in % 99,0 90,0 90,0

Versorgungsquote in der Altersgruppe unter 3 in % 43,8 42,0 42,0

Erläuterungen
Zeile 18: Betriebskostenzuschüsse an die Träger von Kindertageseinrichtungen laut Vereinbarung - deutliche Erhöhung durch Weitergabe der 
Einsparungen nach Gebührenübernahme für den Kita-Bereich durch das Land und den Wegfall der Kita-Gebührenübernahme für 
einkommensschwache Eltern sowie Erhöhung aufgrund des TVöD und zunehmender Gesamtbetreuungsstunden 



Produkt 36.7.01 Erziehungsberatungsstelle

Produktbeschreibung
Fachkräfte verschiedener Fachrichtungen unterstützen Kinder, Jugendliche und Erziehungsberechtigte bei der     
Klärung und Bewältigung von individuellen und familienbezogenen Problemen. 

Auftragsgrundlage
§§ 16,17, 18 und 28 SGB VIII 

Ziele
- Bedarfsgerechte und niedrigschwellige Beratungsangebote helfen bei der Bewältigung individueller und 
  familienbezogener Probleme. 
 - Beratung wird zeitnah aufgenommen 

Maßnahmen zur Zielerreichung
Qualitätsdialog und Ausbau des Beratungsangebotes (ggf. dezentral) 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.7.01 Erziehungsberatungsstelle
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2017

Ansatz
2018

Ansatz
2019

Plan
2020

Plan
2021

Plan
2022

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 248 300 300 300 300 300

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 248 300 300 300 300 300

13. Personalaufwendungen 172.552 238.200 264.500 269.600 275.300 280.700

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 393 2.000 2.000 2.000 2.000 2.100

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 287.139 300.000 303.000 309.000 315.400 321.700

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 460.084 540.200 569.500 580.600 592.700 604.500

21. = ordentliches Ergebnis -459.836 -539.900 -569.200 -580.300 -592.400 -604.200

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -459.836 -539.900 -569.200 -580.300 -592.400 -604.200

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 87.541 91.200 92.400 94.300 96.200 0

Saldo ILV -87.541 -91.200 -92.400 -94.300 -96.200 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -547.376 -631.100 -661.600 -674.600 -688.600 -604.200



Produkt 36.7.01 Erziehungsberatungsstelle

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 3,50 4,00

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr
In 90% der Fälle hat die erste Beratung innerhalb von vier 
Wochen stattgefunden

90 95
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